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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Weil die Fussballer Xherdan Shaqiri und Granit Xhaka ihre Tore während dem Spiel
Schweiz-Serbien in Kaliningrad (RUS) mit der Doppeladler-Geste bejubelten, kam es im
Juni im Rahmen der Fussball-Weltmeisterschaft der Männer zu einem Eklat.
Nicht wenige Spieler der Schweizer Nationalmannschaft verfügen über kosovarische
oder albanische Wurzeln und Spieler und Fans beider Seiten der Partie haben den
Kosovokrieg Ende der 1990er-Jahre direkt oder indirekt miterlebt. Noch heute
existieren Spannungen zwischen den ehemaligen Kriegsparteien, so anerkennt Serbien
beispielsweise den Kosovo nicht als unabhängigen Staat. Die Stimmung im Stadion war
also im Hinblick auf vergangene Konflikte aufgeheizt – serbische Fans pfiffen die
Schweizer Spieler aus, Shaqiri und Xhaka machten den Doppeladler.
Bei der Doppeladler-Geste wird, indem man die Hände über die Daumen kreuzt und mit
den Fingern flattert, das Wappentier Albaniens – ein Adler – imitiert. Obwohl der Adler
das Wappentier vieler Nationen ist, auch dasjenige Serbiens, sei die albanische
Doppeladler-Flagge auf rotem Grund als «Flagge aller ethnischen Albaner» zu deuten,
wie die Aargauer Zeitung erklärte. Weltweit würden daher albanische Spieler von ihren
Fans gefeiert, wenn sie «den Adler machen». In den albanisch besiedelten Teilen
Jugoslawiens hingegen sei früher öfters die Polizei eingeschritten, wenn die
Doppeladler-Flagge öffentlich gezeigt wurde. 
Die Geste im Spiel habe laut Xhaka folglich auch den albanischen und nicht den
serbischen Fans gegolten, dennoch stufte die Fifa die Handlung als Provokation
gegenüber dem serbischen Publikum ein. Es folgten Bussen in Höhe von CHF 10'000 für
die beiden Spieler und eine weitere Busse von CHF 5'000 für Teamcaptain Lichtsteiner,
der den Doppeladler aus Solidarität mit seinen Teamkollegen ebenfalls zeigte. Die
Schweiz gewann die Partie 2:1.

Damit war aber die Diskussion nicht abgepfiffen: Die Frage, ob ein Schweizer
Nationalspieler eine ausländische Jubelgeste machen dürfe, beschäftigte die Schweiz
noch über einen Monat und war während Wochen ein dominierendes Thema in der
Tagespresse. Der Direktor des SFV, Alex Miescher, fragte im Juli in einem Interview mit
dem Tages-Anzeiger gar, ob Doppelbürger überhaupt für eine Nationalmannschaft
geeignet seien. Xhaka selbst bezeichnete diese Aussage gemäss Tages-Anzeiger als
«Unsinn» und «Steinzeitkommentar», laut Jacqueline Fehr (sp, ZH) sei sie «eine
Ohrfeige für alle Doppelbürger», wie der Blick titelte. Dieser veröffentlichte daraufhin
in der Sonntagsausgabe auf über elf Seiten unterschiedliche Stellungnahmen zur
Doppeladler- und Doppelbürger-Diskussion.
Für die Aussage Mieschers entschuldigte sich der Präsident des SFV, Peter Gilliéron,
später, Jürg Stahl (svp, ZH), Präsident des Dachverbandes von Swiss Olympics,
unterstützte hingegen die Aussage Mieschers gegenüber dem Blick: Schweizer
Sportlerinnen und Sportler, welche die Schweiz an olympischen Spielen und
Weltmeisterschaften vertreten, sollen «durch und durch und nur unsere Nation
vertreten», was im Falle von Doppelbürgern aber oft schwierig sei. Mit einer
Abschaffung von Doppelbürgerschaften könne man hier Abhilfe schaffen, so Stahl
weiter.
Auch die Weltwoche griff die Thematik auf: Dort zitierte Roger Köppel (svp, ZH) den
Schriftsteller Gottfried Keller, indem er definierte, was Schweizer Staatsangehörige
ausmache: Es sei das Bürgerrecht und die Identifikation mit dem Land und seiner
Staatsform. Dass nun die Doppeladler-Geste für Irritierung darüber sorge, ob die
Spieler der Schweizer Nati denn überhaupt für die Schweiz oder für Albanien spielten,
sei nur naheliegend, meinte Köppel weiter, denn der Doppeladler sei eben nicht ein
Schweizer Symbol.

Schliesslich gab es aber auch humorvolle Beiträge zur Diskussion: Vielleicht sei der
Doppeladler ja nur Werbung für die Vogelwarte Sempach gewesen, witzelte man im
Tages-Anzeiger. Insgesamt erregte der Zwischenfall aber derart viel Aufmerksamkeit,
dass die ZHAW den Begriff «Doppeladler» im Dezember zum Wort des Jahres 2018
kürte. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.06.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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Stimmung in der Bevölkerung

Die von der GfS jährlich durchgeführte Befragung über die politischen und
gesellschaftlichen Probleme, welche die Schweizerinnen und Schweizer am stärksten
beschäftigen, spiegelte die schlechte Wirtschaftslage wider. Die Arbeitslosigkeit wurde
von 67% der Befragten als eines der wichtigsten fünf Probleme genannt (2002: 52%)
und verdrängte damit die Sorgen um die Gesundheit und die Gesundheitspolitik (63%)
vom Spitzenplatz. Auf Rang drei hielt sich die Altersversicherung; die Asylpolitik folgte
auf Rang vier, hatte aber mit 36% Nennungen deutlich an Bedeutung verloren. Trotz der
grossen Diskussionen über einen allfälligen Zusammenhang zwischen dem Hitzesommer
2003, der globalen Erwärmung und der Klimaveränderung infolge von
Luftverschmutzung machten sich noch weniger Personen grosse Sorgen um die Umwelt
als vor Jahresfrist. Nur 14% der Befragten zählten die Umweltzerstörung zu den fünf
grössten Problemen; ein noch tieferer Wert war letztmals 1976 verzeichnet worden. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.2003
HANS HIRTER

Die von der GfS jährlich durchgeführte Befragung über die politischen und
gesellschaftlichen Probleme, welche die Schweizerinnen und Schweizer am stärksten
beschäftigen, ergab gegenüber dem Vorjahr kaum Veränderungen. An der Spitze der
Rangliste stand weiterhin das Problem der Arbeitslosigkeit, gefolgt von
Gesundheitspolitik, Altersvorsorge und Asylpolitik, wobei die Bereiche
Gesundheitspolitik und Altersvorsorge deutlich weniger oft genannt wurden als bei der
letzten Erhebung. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.2004
HANS HIRTER

Die von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse jährlich durchgeführte
repräsentative Befragung über die wichtigsten Sorgen der Bewohnerinnen und
Bewohner der Schweiz ergab die selben Spitzenreiter wie im Vorjahr. Trotz anhaltend
guter Wirtschaftslage und zunehmender Beschäftigung figurierte die Arbeitslosigkeit
(57%; -9% gegenüber dem Vorjahr) immer noch an der Spitze der Rangliste, gefolgt von
der Sorge um die Altersvorsorge (45%; -6%) resp. die Gesundheit (38%; -17%). Alle drei
Bereiche wurden allerdings markant weniger häufig genannt als im Jahr 2006. Massiv
zugelegt haben demgegenüber die nächstwichtigen Themen Ausländerproblematik
(35%; +8%) und die Angst, die persönliche Sicherheit sei nicht mehr gewährleistet
(30%; +17%). Dass die Umfrage im August durchgeführt wurde, also zu der Zeit als die
Inserat- und Plakatkampagne der SVP mit genau diesen beiden Themen überall präsent
war, mag an diesem Resultat nicht ganz unschuldig sein. Ähnliches gilt wohl auch für die
grösser gewordene Angst vor der Zerstörung der Umwelt, welche 2006 nur von 7% der
Befragten als eines der fünf wichtigsten Themen genannt wurde, im Wahljahr 2007 aber
von 25%. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.2007
HANS HIRTER

Die von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse jährlich durchgeführte
repräsentative Befragung über die wichtigsten Sorgen der Bewohnerinnen und
Bewohner der Schweiz ergab für 2008 keine markanten Veränderungen gegenüber
dem Vorjahr. Die Resultate waren noch stark geprägt von der Hochkonjunkturstimmung
und den damit verbundenen massiven Preissteigerungen bei Nahrungsmitteln und
Erdölprodukten. Die Angst vor Inflation nahm um 12 Prozentpunkte zu und kam auf Rang
4. An der Spitze der Sorgenliste standen aber nach wie vor die von 53% der Befragten
genannte Arbeitslosigkeit (-4% gegenüber 2007), das Gesundheitswesen (40%; -2%)
und die Altersvorsorge (39%; -6%). Die Ausländerproblematik, welche im Wahljahr 2007
für viele an Bedeutung gewonnen hatte, erschien nun wieder weniger wichtig (24%;
-11%). 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.2008
HANS HIRTER

Die von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse jährlich durchgeführte
repräsentative Befragung über die wichtigsten Sorgen der Bewohnerinnen und
Bewohner der Schweiz ergab erneut keine markanten Veränderungen gegenüber dem
Vorjahr. Die Wirtschaftkrise wirkte sich nun aber voll aus und die Angst vor
Arbeitslosigkeit, die seit 2003 immer an der Spitze gelegen hatte, legte nochmals um
dreizehn Prozentpunkte auf 71% zu. Auf den nächsten Rängen der Sorgenliste folgten
weiterhin das Gesundheitswesen und die Altersvorsorge. Die Angst vor Inflation, welche
im Vorjahr im Zusammenhang mit der Preisexplosion auf dem Erdölmarkt und den stark
ansteigenden Lebensmittelpreisen prominent auf dem vierten Rang aufgetaucht war,
verschwand wieder in der Versenkung (Position 13). 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.2009
HANS HIRTER
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Das Sorgenbarometer, eine jährlich von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse bei
rund 1000 Befragten durchgeführte Umfrage zu den Sorgen der Bevölkerung wies noch
immer – wie bereits 2009 – die Arbeitslosigkeit als Hauptsorge aus. Obwohl die
Arbeitslosigkeit im Berichtsjahr zurückging, hatten mehr als drei Viertel der Befragten
Angst vor Stellenverlust. Aus dem Katalog von 35 Sorgen mussten die Befragten die fünf
drängendsten auswählen. Ebenfalls häufig genannt wurde die Sorge um die
Altersvorsorge und um das Gesundheitswesen. Relativ stark zugenommen hat die Sorge
um die Zukunft der Beziehungen der Schweiz mit der EU (von Rang 14 auf Rang 7).
Deutlich abgenommen hat hingegen die Sorge um die Auswirkungen der Finanz- und
Wirtschaftskrise (Ränge 13 und 14).

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.2010
MARC BÜHLMANN

Die internationale Wirtschaftskrise schlug sich auf das Sorgenbarometer nieder, eine
jährlich von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse durchgeführte Befragung von
rund 1000 Personen zu den Sorgen der Bevölkerung. Zwar war die Sorge um
Arbeitslosigkeit wie bereits im Vorjahr auf Rang 1 (52% der Befragten nannten die
Arbeitslosigkeit als grösste Sorge), die Sorge um die Wirtschaftsentwicklung (35%; Rang
3; Vorjahr Rang 14) und um die Finanzmärkte (30%; Rang 4; Vorjahr Rang 13) rückten
aber scheinbar stark ins Bewusstsein. Nach wie vor grosse Sorgen machen sich die
Befragten auch zum Thema Ausländer (36%; Rang 2; Vorjahr Rang 5). Nach hinten
rutschten die Sorgen um AHV und Altersvorsorge (27%; Rang 6; Vorjahr Rang 2).

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.2011
MARC BÜHLMANN

Unverändert grösste Sorge blieb auch 2012 die Arbeitslosigkeit, wie das jährlich von der
GfS im Auftrag der Crédit Suisse durchgeführte Sorgenbarometer zeigte. Aus einer
Vorgabe von 34 Themen wählten rund 1000 Befragte die drängendsten Probleme aus.
Für fast die Hälfte der Befragten (49%; 2011: 52%) gehört die Angst vor einem Jobverlust
zu den grössten Sorgen. Unverändert auf Rang zwei folgt das Thema „Ausländer“ (37%;
2011: 36%). Um die AHV und die Altersvorsorge sorgt sich rund ein Drittel der Befragten
(36%; 2011: 27%). Stark zugenommen hat zudem die Sorge um das Asylwesen (32%; 2011:
21%), welche somit die Besorgnis um das Gesundheitswesen (unverändert 30%)
überholte. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.2012
MARC BÜHLMANN

Bei den seit 1976 jährlich von der Credit Suisse ermittelten Sorgen der Bevölkerung der
Schweiz im so genannten Sorgenbarometer zeigte sich auch 2014 die Arbeitslosigkeit
als das Thema, das die meisten Bauchschmerzen verursacht. Seit 2003 wird die
Arbeitslosigkeit als Hauptsorge betrachtet. 2014 bezeichneten 51% der rund 1000 von
gfs.bern befragten Personen die Erwerbslosigkeit als grösste Besorgnis, was einem Plus
von sieben Prozentpunkten im Vergleich zu 2013 gleichkommt. 40% der Befragten
sorgen sich um Ausländerfragen (+ 3 Prozentpunkte) und 37% der Befragten (+ 8
Prozentpunkte) bereitet die AHV bzw. die Sicherung der Renten Unbehagen. Die
Befragten konnten aus einer Liste aus 34 Sorgen fünf Nennungen abgeben. Sorgen um
das Asylwesen und Flüchtlingsfragen (26%, - 2 Prozentpunkte) und das
Gesundheitswesen (23%, + 2 Prozentpunkte) fanden sich wie schon vor einem Jahr
ebenfalls unter den fünf Hauptsorgen der Schweizerinnen und Schweizer. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.12.2014
MARC BÜHLMANN

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Eine aktive Einbürgerungspolitik wurde von Swiss-Re-Präsident Walter Kienholz
gefordert. Während die Wirtschaft seine Vorschläge positiv aufnahm, forderten
Vertreter von SVP, FDP und CVP eine Verschärfung der Regeln. So arbeitet etwa SVP-
Nationalrat Walter Wobmann an einer Volksinitiative, die eine Einbürgerung auf Probe
vorsieht, d.h. Eingebürgerten soll das Bürgerrecht wieder entzogen werden, wenn sie in
der Probezeit straffällig werden. Für den Bundesrat wäre eine solche Regelung
völkerrechtswidrig. Zudem gilt bereits seit dem 1.3.2011 eine schärfere Bestimmung,
wonach aufgrund falscher Angaben bei der Einbürgerung neu nach acht statt fünf
Jahren das Bürgerrecht wieder entzogen werden kann. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.02.2011
NADJA ACKERMANN
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Zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Marra (sp, VD) hatten die
eidgenössischen Räte im Herbst 2016 einerseits eine Änderung des
Bürgerrechtsgesetzes verabschiedet und andererseits einen Bundesbeschluss erlassen,
der die erleichterte Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern der dritten
Generation in der Bundesverfassung verankert. Im Hinblick auf das auf den 12. Februar
2017 angesetzte obligatorische Referendum über die Verfassungsänderung gewann das
Thema im zu Ende gehenden Jahr 2016 auch in der öffentlichen Debatte langsam an
Präsenz. Mit Ausnahme der „Weltwoche“, die schon Anfang November das erste Mal
zum verbalen Zweihänder griff und die Linke bezichtigte, „sich von den vielen
Eingebürgerten viele linke Stimmen“ zu erhoffen, sowie die „Umwälzung der politischen
Entscheide, ja des ganzen politischen Erfolgsmodells der Schweiz“ befürchtete, liess
das Nein-Lager lange Zeit nichts von sich verlauten. Die erste SVP-Exponentin, die sich
in dieser Sache zu Wort meldete, war Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU); als
gebürtige Slowakin, die sich nach ihrer Heirat selbst erleichtert hatte einbürgern lassen,
sprach sie sich im „Blick“ allerdings für die erleichterte Einbürgerung der dritten
Generation aus. So war es denn auch das Befürworter-Komitee – eine breite Allianz aus
Vertreterinnen und Vertretern aller grossen Parteien ausser der SVP –, das unterstützt
von den Alt-Bundesrätinnen Ruth Dreifuss (sp, GE) und Eveline Widmer-Schlumpf (bdp,
GR) sowie Alt-Bundesrat Pascal Couchepin (fdp, VS) am 22. November 2016
medienwirksam den Abstimmungskampf eröffnete. Kurz darauf wurde aber bekannt,
dass dem Pro-Komitee die finanziellen Mittel fehlten, um eine sichtbare
Inseratekampagne zu führen, da sich die Wirtschaftsverbände in dieser Frage nicht
engagierten. Neben der grossen Kontroverse um die Unternehmenssteuerreform III
fristete die Debatte um die erleichterte Einbürgerung somit ein Mauerblümchendasein.

Das laue Lüftchen gegen die Vorlage – hauptsächlich Argumente bezüglich
föderalistischer Bedenken oder mangelnden Handlungsbedarfs – wich Anfang 2017
jedoch schlagartig einem Wirbelsturm, der sich – für eine von SVP-Exponenten geführte
Kampagne nicht ganz untypisch – einmal mehr um ein Burka-Plakat drehte. „Die kennen
wir doch!“, übertitelte der „Blick“ einen Artikel, in dem er aufzeigte, dass das gleiche
Sujet bereits bei den Kampagnen für das Minarettverbot und die
Masseneinwanderungsinitiative sowie bei der Unterschriftensammlung für das nationale
Verhüllungsverbot zum Einsatz gekommen war. Damit war die öffentliche Debatte
definitiv lanciert, wenn auch vielmehr jene über die Angemessenheit der Plakate als
jene über das inhaltliche Für und Wider der erleichterten Einbürgerung. Mit dem Motiv
hätten die Gegner das Thema völlig verfehlt, da es sich bei den betreffenden
Ausländerinnen und Ausländern der dritten Generation hauptsächlich um italienische,
spanische, portugiesische und türkische Staatsangehörige handle, empörte sich die
Unterstützerseite. Während Bundesrätin Simonetta Sommaruga der Gegenseite
fehlende Argumente unterstellte, verkündete Initiantin Ada Marra im Radio gar, dem-
oder derjenigen 2000 Franken zu bezahlen, der oder die ihr eine Burka tragende
Ausländerin der dritten Generation zeige. Im Internet sorgten die Plakate mit dem
„Burka-Schreckgespenst aus der Mottenkiste“ (BZ) derweil auch für Belustigung, indem
das Sujet in völlig andere Kontexte gesetzt, ad absurdum geführt und durch den Kakao
gezogen wurde. Selbst aus den Reihen der SVP ertönten kritische Stimmen zum
umstrittenen Plakat. Während SVP-Nationalrat Maximilian Reimann (svp, AG) das Sujet
als „nicht optimal“ bezeichnete, war es für Alex Kuprecht (svp, SZ) als Befürworter der
Vorlage schlicht „einige Niveaus zu tief“. Die Mitglieder des Pro-Komitees legten
daraufhin etwas Geld für eine eigene, kleine Plakatkampagne an einigen grossen
Bahnhöfen der Deutschschweiz zusammen. Nachdem die grosse Welle der Empörung
abgeebbt war, plätscherte der Abstimmungskampf wieder gemächlich vor sich hin.

Mit näher rückendem Abstimmungstermin richtete sich die Aufmerksamkeit nochmals
auf einen ganz anderen Aspekt der Abstimmung: das Ständemehr. Was das Volksmehr
betrifft, zeigten die letzten Umfragen eine eher klare Tendenz zu einem Ja, doch das
Ständemehr war bereits früheren Bestrebungen zur erleichterten Einbürgerung zum
Verhängnis geworden (insb. bei der Volksabstimmung vom 12. Juni 1994). Experten
gingen davon aus, dass die Westschweizer Kantone und Zürich der Vorlage bei einem
Volksmehr mit grosser Wahrscheinlichkeit zustimmen würden, während die meisten
Zentral- und Ostschweizer Kantone – traditionell skeptisch in Ausländerfragen – eher
zur Ablehnung der Vorlage neigen sollten. Den entscheidenden Ausschlag erwarteten
sie von den als „Swing States“ bezeichneten Kantonen Basel-Landschaft, Graubünden,
Luzern, Solothurn, Wallis und Zug. Dies sind zugleich jene Kantone, die die
Einbürgerung der dritten Ausländergeneration im Jahr 2004 mit weniger als 60% Nein-
Stimmen abgelehnt hatten. Angesichts der aktuellen, weniger radikalen Reform, die im
Gegensatz zu jener von 2004 insbesondere keinen Automatismus vorsieht, ist es
durchaus denkbar, dass einige der „Swing States“ nun ins andere Lager wechseln. 10
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Öffentliche Ordnung

Die Welle der fremdenfeindlichen Aktionen ist im Berichtsjahr deutlich abgeflaut.
Nach Angaben des EJPD wurden 42 Ereignisse mit tatsächlichem oder vermutetem
fremdenfeindlichem Hintergrund registriert. Bei rund der Hälfte davon handelte es sich
um Sachbeschädigungen oder Schmierereien an Flüchtlingsunterkünften, in 15 Fällen
kam es zu Brandstiftungen resp. Brandstiftungsversuchen, je zwei Anschläge wurden
mit Schusswaffen resp. mit Feuerwerkskörpern durchgeführt. Der ehemalige Anführer
der rechtsextremen Patriotischen Front, Marcel Strebel, stand erneut vor Gericht. Das
Bezirksgericht Schwyz verurteilte ihn wegen Landfriedensbruchs zu zwanzig Tagen
Gefängnis, wobei er diese Strafe nicht absitzen muss, sondern sich einer ambulanten
psychiatrischen Behandlung zu unterziehen hat. Nach Angaben von BR Koller waren
aber bei weitem nicht alle Anschläge auf Asylbewerberunterkünfte fremdenfeindlich
motiviert; von den aufgeklärten Vorfällen des Vorjahres waren mehr als ein Drittel von
Asylbewerbern selbst begangen worden. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.12.1992
HANS HIRTER

Die grössten politischen Demonstrationen führten im Berichtsjahr die Landwirte
durch: am 9. Januar protestierten an drei Orten insgesamt 31'000 Bauern (15'000 in
Bern, 10'000 in Weinfelden/TG und 6'000 in Luzern) gegen die GATT-Verhandlungen.
Gut besucht waren auch die am 10. Dezember vor allem von Frauen durchgeführten
Protestaktionen gegen die sexuelle Gewalt im Krieg in Bosnien. Die kriegerischen
Auseinandersetzungen im ehemaligen Jugoslawien waren denn auch das häufigste
Thema bei den insgesamt 40 (1991: 30) von uns verzeichneten Kundgebungen mit 1'000
und mehr Beteiligten: zehn Grosskundgebungen fanden zu diesem Anlass statt (inkl.
eine Demonstration von Griechen gegen die Anerkennung der neuen Republik
Mazedonien und eine von Serben gegen die Berichterstattung in den
deutschsprachigen Medien). Am zweithäufigsten waren Grossdemonstrationen gegen
die Fremdenfeindlichkeit bzw. gegen eine Verschlechterungen der Arbeitsverhältnisse
(je sieben). Letztere fanden vorwiegend in der französischsprachigen Schweiz statt,
während sich die Kundgebungen gegen Fremdenfeindlichkeit und gegen den Krieg in
Bosnien auf die Deutschschweiz konzentrierten. Mehr als die Hälfte der
Grossdemonstrationen wurden in den Städten Zürich und Bern durchgeführt (elf resp.
zehn), wovon in Zürich deren sechs von in der Schweiz ansässigen Ausländern
organisiert wurden. Bei diesen Grossanlässen kam es lediglich an der
Bauerndemonstration in Bern zu Aùsschreitungen und Auseinandersetzungen mit der
Polizei. Viel häufiger waren derartige Vorkommnissen jedoch bei den kleineren
Demonstrationen im Zusammenhang mit der Räumung von besetzten Häusern (v.a. in
Zürich und Genf) und mit Blockierungen des motorisierten Privatverkehrs (v.a. in
Zürich).

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, und die
traditionellen – allerdings nur noch schwach besuchten – Ostermärsche der Pazifisten
im schweizerisch/deutschen Grenzgebiet nicht erfasst. Demonstrationen mit 1000 und
mehr Teilnehmenden, unterteilt nach Ort, Datum (Zeitung), Anzahl Teilnehmende und
Thema:

Basel: 23.10. (5'000 / Gewerkschafter), 11.12. (2'000 / Frauen gegen Krieg in Bosnien);
Bern: 10.1. (15'000 / Bauern gegen Gatt), 24.2. (1'000 / gegen Fremdenfeindlichkeit),
23.3. (6'000 / gegen Fremdenfeindlichkeit), 30.3. (1'500 / für liberale Drogenpolitik),
6.7. (6'000 / ausländische Bauarbeiter; Pensionskassen im EWR), 21.9. (2'000 / AKW
Mühleberg), 27.9. (3'000 / Krieg in Bosnien), 27.11. (1'000 / Krieg in Bosnien), 11.12.
(5'000 / Frauen gegen Krieg in Bosnien), 21.12. (6'000 / Jugend für europäische
Integration);
Erstfeld/UR: 30.11. (2'000 / Eisenbahner);
Genf: 3.2. (2'000 / Kosovo-Albaner); 20.2. (3'000 / Staatsangestellte), 12.3. (5'000 /
Staatsangestellte), 23.10. (1'500 / Mittelschüler), 6.11. (2'000 / Bauunternehmer), 9.12.
(8'000 / Gewerkschafter), 18.12. (1'000 / Staatsangestellte);
La Chaux-de-Fonds: 27.4. (1'000 / gegen Fremdenfeindlichkeit), 19.12. (1'500 / für
europäische Integration);
Lausanne: 18.1. (3'000 / gegen Fremdenfeindlichkeit), 9.10. (1'000 / Staatsangestellte);
Luzern: 10.1. (6'000 / Bauern gegen Gatt), LNN, 11.12. (1'500 / Frauen gegen Krieg in
Bosnien);
Schaffhausen: 28.12. (3'000 / gegen Fremdenfeindlichkeit);
St. Gallen: 23.3. (1'200 / gegen Fremdenfeindlichkeit);
Weinfelden/TG: 10.1. (10'000 / Bauern gegen Gatt);

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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Zürich: 23.3. (1'500 / gegen Fremdenfeindlichkeit), 10.2. (2'000 / Serben gegen
Medien), 2.3. (1'500 / Schliessung Kanzlei-Zentrum), 23.3. (1'000 / Schliessung Kanzlei-
Zentrum), 30.3. (2'000 / Kurden gegen Türkei), 11.5. (1'000 / Griechen gegen
Mazedonien), 25.5. (2'000 / Kroaten und Bosnier), 12.10. (1'000 / Kurden gegen Türkei),
23.10 (3'000 / Gewerkschafter), 26.10. (1'000 / Kurden gegen Türkei), 11.12. (5'000 /
Frauen gegen Krieg in Bosnien).

Nachtrag zu 1991: Zürich: NZZ, 3.1.92 (3'000 / Schliessung Kanzlei-Zentrum). 12

Im Jahr 2010 fanden 14 Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten statt. An
zwei Kundgebungen nahmen mehr als 5000 Personen teil. Im März demonstrierten rund
6000 Personen auf dem Bundesplatz für die Gleichstellung der Geschlechter und im
April unterstützten rund 5000 Personen die Solidaritätskundgebung für Tibet in Zürich.
In Bern fanden acht Grossdemonstrationen statt, in Genf und Zürich je zwei, in Freiburg
und in Gösgen je eine. Im Gegensatz zum Vorjahr, als bei 25 Grossdemonstrationen
mehrheitlich aussenpolitische Fragen bewegt hatten, standen 2010 vermehrt
spezifische Interessen einzelner Gruppen im Vordergrund: neben Gleichstellungsfragen
waren etwa Proteste von Wirten gegen die Mehrwertsteuer, von Lehrern für bessere
Arbeitsbedingungen, von Postangestellten gegen Poststellenabbau und Rationalisierung,
von Jugendlichen für Genfer Konzertlokale oder von Velofahrern gegen den
Autoverkehr Gründe für die Protestaktionen. Darüber hinaus bewegten
Solidaritätskundgebungen für verfolgte Christen und für Ausländer, darunter die
Protestdemonstration gegen die Annahme der Ausschaffungsinitiative. In Gösgen
demonstrierten rund 4000 Personen gegen das AKW und in Bern nahmen etwa 1000
Linksautonome am antifaschistischen Abendspaziergang teil. 13
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Am 11. März fand in Mühleberg die dritte Manifestation „Menschenstrom gegen Atom“
statt. Tausend Menschen forderten friedlich die sofortige Abschaltung der AKW
Mühlenberg und Beznau. Ebenfalls im März demonstrierten in der Bundeshauptstadt
4000 Physiotherapeuten für höhere Leistungstarife, welche seit vierzehn Jahren nicht
mehr angepasst worden sind. Für bessere Arbeitsbedingungen demonstrierten auch die
St. Galler Volksschullehrer. Am 12. Dezember forderten 15'000 Lehrerinnen und Lehrer
weniger Arbeitsaufwand für Lehrkräfte. In Bern fand unter dem Namen „Tanz dich frei“
in der Nacht auf den 4. Juni die grösste Jugenddemonstration seit 25 Jahren statt.
Rund 10'000 Jugendliche nahmen am via Facebook organisierten, unbewilligten, aber
tolerierten Anlass teil, um gegen die Trägheit des Berner Nachtlebens zu
demonstrieren. Am 23. Juni fand in Bern ein Protestzug von rund 5000 Personen gegen
die Verschärfung des Asylrechts statt. Der Anlass war eine Antwort auf die vom
Nationalrat gutgeheissene Revision des Asylrechts, nach welcher Asylsuchende nur
noch Not- statt Sozialhilfe beziehen können. Im August haben in Bern gegen 1000
Personen für die Rechte von Nicht-Heterosexuellen demonstriert. 14
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Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Seit der sogenannten «Kasachstan-Affäre» waren einige Monate vergangen und im
Parlament schien das Thema Lobbying im Jahr 2017 – mit Ausnahme einer
parlamentarischen Initiative Berberat (sp, NE) mit der Forderung nach transparenterem
Lobbying, die von den Räten wie eine heisse Kartoffel hin- und hergeschoben wurde –
an Priorität verloren zu haben. Dies sah in der gesellschaftlichen Debatte allerdings
etwas anders aus.  

Im Frühling sorgte eine Idee von Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und Mauro Poggia (GE,
mcg) für Schlagzeilen. Die beiden Regierungs- und ehemaligen Nationalräte wollten mit
einer Volksinitiative dafür sorgen, dass Parlamentsmitglieder nicht mehr im
Verwaltungsrat einer Krankenkasse sitzen oder anderweitig mit einer solchen
verbunden sein dürfen. Damit sollten die steigenden Krankenkassenprämien gebremst
werden. Die Idee stiess bei betroffenen Parlamentsmitgliedern auf Gegenwehr: Konrad
Graber (cvp, LU), Verwaltungsrat der CSS, und Heinz Brand (svp, GR), Präsident des
Krankenkassen-Dachverbandes Santésuisse, hielten die Idee für nicht zielführend. Es
handle sich um eine «Verunglimpfung der Krankenkassen», gaben sie der Luzerner
Zeitung zu Protokoll. Die Unterschriftensammlung für das Begehren wurde im Oktober
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2017 gestartet.  

Mitte März legte die Staatengruppe gegen die Korruption (Greco), bei der die Schweiz
seit 2006 Mitglied ist, einen Bericht vor, der mehrere Schwachstellen im Schweizer
Lobbyismussystem aufzeigte und Empfehlungen abgab. Unter anderem sollten
Parlamentsmitglieder verpflichtet werden, bei Ratsverhandlungen Interessenkonflikte
aktiv offenzulegen. Das Register der Interessenbindungen reiche nicht aus. Zudem
müssten finanzielle Interessen von Parlamentarierinnen und Parlamentariern
transparent gemacht werden. Dies ist in der Schweiz nach wie vor freiwillig. Die
Organisation Lobbywatch veröffentlichte eine Liste, mit der aufgezeigt wurde, dass
lediglich 37 Parlamentsmitglieder die Einkünfte aus ihren Mandaten vollständig
deklarierten. 

Eine Analyse von Forschern der Universitäten Lausanne und Genf um André Mach
wurde Mitte Mai von der Sonntags-Zeitung breit aufgemacht. Erstens zeigten die Daten,
dass sich die relevanten Interessenbindungen von Parlamentsmitgliedern zwischen 1992
und 2015 mehr als verdoppelt hatten, zwischen 2007 – seit dann müssen auf der Basis
des 2002 revidierten Parlamentsgesetzes alle Interessenbindungen obligatorisch
angegeben werden – und 2015 haben sie um 20 Prozent zugenommen. Für die Analyse
gilt eine Verbindung dann als relevant, wenn ein Mandat einem Sachgebiet zugeordnet
werden kann, zu dem das Parlamentsmitglied einen Bezug hat, etwa weil es in einer
entsprechenden Kommission sitzt. Zugenommen haben laut der Studie insbesondere
Verbindungen zu Interessenverbänden, welche die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier für Sitzungen, die laut Sonntags-Zeitung auch in Sitzungszimmern im
Bundeshaus selber stattfanden, mit «vielen Tausend Franken pro Jahr» entschädigten –
der Sonntags-Blick sprach von CHF 20'000 für vier Sitzungen, die Parlamentsmitglieder
etwa von der Groupe Mutuel erhalten haben sollen. Der Austausch von Expertenwissen
sei zwar für Milizparlamentarier wichtig, allerdings sei nicht klar, weshalb dies entlohnt
werden müsse, fragte die Sonntags-Zeitung rhetorisch. Die Zunahme der Bindungen
könne freilich durchaus auch als Zeichen für mehr Transparenz gelesen werden,
befanden die Forscher. Früher habe Interessenvertretung eher informell und im
vorparlamentarischen Prozess stattgefunden. Heute sei die Einflussnahme während des
parlamentarischen Prozesses wohl auch aufgrund des grösseren Parteienwettbewerbs
wichtiger und werde hier auch etwas transparenter. 
Eine Analyse der NZZ, die auf den gleichen Daten des «Observatoriums der Schweizer
Eliten (Obelis)» beruhte, brachte ein weiteres Argument für ein zunehmend
professionalisiertes Lobbying ins Spiel. Die Zeitung zeigte auf, dass sich die Wirtschaft
in den letzten 60 Jahren stark von der Politik entflechtet habe. Vor 60 Jahren habe
jedes vierte Parlamentsmitglied ein Spitzenamt in der Wirtschaft belegt, was heute
nicht mehr so sei. Die Überlegung liegt nahe, dass das damalige unmittelbare Lobbying
durch eine stärker mittelbares und organisierteres abgelöst wurde.

Auf Antrag von Thomas Minder (parteilos, SH) wurde in der Sommersession 2017 von den
Parlamentsdiensten eine «Lobbyistenzählung» durchgeführt, wie dies der «Blick»
betitelte. Zugang zum Parlament erhält, wer einen der beiden Dauerzutrittsausweise
(Badges) besitzt, die jedes Parlamentsmitglied vergeben darf, oder wer einen
Tagesausweis erhält, der ebenfalls von Parlamentsmitgliedern ausgestellt werden kann.
Während der 11 Tage der Sommersession wurden 127 Lobbyierende mit Dauerzutritt und
386 mit Tagesausweis gezählt. Während die einen die Zahl als «an der oberen Grenze»
beurteilten (Pirmin Bischof; cvp, SZ), fanden Lobbyistenkreise die rund 50 Personen pro
Tag angemessen (z.B. Andreas Hugi; CEO eines Beratungsbüros). Zu reden gab aber die
hohe Zahl an Tageskarten. Damit würden die Transparenzregeln unterlaufen,
befürchtete Didier Berberat in der Zeitung Le Temps. 

Dass Interessengruppen gezielt auf Kommissionsmitglieder zugehen, zeigte eine Mitte
Juli 2017 veröffentlichte Untersuchung des Sonntags-Blick zur Gesundheitspolitik.
Allerdings – so das Sonntagsblatt – seien es nicht so sehr die Krankenkassen, sondern
die Ärzte, Spitäler und Patientenorganisationen sowie die Pharmaindustrie, die viele
Mandate vergeben hätten. «Die Genossen mit den Ärzten, die Liberalen mit der Pharma,
die CVP mit allen» fasste der Sonntagsblick den Befund zusammen, «wer mit wem im
Krankenbett» stecke. 15
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War Lobbying im Vorjahr medial noch stark beachtet worden, war es im ersten Covid-
19-Pandemiejahr 2020 kaum noch Thema in der Presse. Einige Druckerschwärze
verursachte Anfang Jahr zwar noch die parlamentarische Initiative von Beat Rieder
(mitte, VS; Pa.Iv. 19.414), mit der geregelt werden sollte, dass bezahlte Mandate nicht
ausgeübt werden dürfen, wenn sie die parlamentarische Arbeit in einer Kommission
tangieren. Nicht weniger als «das Ende des Milizsystems» erwartete etwa der Tages-
Anzeiger, sollte dieser Vorstoss Erfolg haben. Le Temps zeigte in einer Studie auf, dass
bezahlte Mandate im Gesundheitswesen insbesondere in der SGK-NR und der SGK-SR
sehr verbreitet sind. 
Dass die Idee des Milizparlaments aber eher nicht mehr der Realität entspricht, zeigte
eine in der NZZ Ende Februar zitierte Studie der Universität Lausanne, die im
nationalen Parlament rund 23 bis 36 Prozent «Politikprofis» ausmachte, also
Parlamentsmitglieder, die neben dem Parlamentsmandat keinen klassischen Beruf
ausüben. Praktisch niemand sei im Privatsektor angestellt und übe eine berufliche
Tätigkeit aus, die keinen direkten Zusammenhang zur Politik aufweise, berichtete die
Zeitung. 
Kritik an der Schweizer Politikfinanzierung äusserte Transparency International, obwohl
die Schweiz im Anfang Jahr veröffentlichten Korruptionsranking auf Platz 4 lag. Es fehle
nach wie vor an Transparenz in der Politikfinanzierung, weshalb die Schweiz lediglich 85
von 100 möglichen Punkten erhalten habe. Freilich hatte das Parlament in der
Zwischenzeit die Beratungen zum Gegenvorschlag zur Transparenzinitiative
aufgenommen.
Für Kopfschütteln sorgte schliesslich zu Beginn der Covid-Pandemie der Entscheid des
Parlaments, dass aufgrund der strengen Kontaktmassnahmen zwar Lobbyistinnen und
Lobbyisten mit Badge noch ins Bundeshaus durften, nicht aber Medienschaffende, die
über keine feste Akkreditierung verfügten. «Dass es lieber die Presse ausschliesst statt
die Lobbys, sagt einiges über die Abhängigkeit des Parlaments aus», kritisierte etwa die
WoZ. 16
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Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturgefahren

Im Dezember 2019 ereignete sich in Andermatt ein Lawinenniedergang auf eine
Skipiste. Glücklicherweise konnten alle Verschütteten gerettet werden. Die Medien
stellten sich sodann die Frage, warum eine Lawine auf eine befahrene Skipiste
niedergehen konnte. War diese Piste zu früh für die Skifahrer geöffnet worden, zumal
die Piste an diesem Tag das erste Mal geöffnet war? Die Sonntagszeitung berichtete bald
darauf, dass das SLF in einer Studie von 2017 für das betroffene Gebiet ein komplexes
Lawinenproblem festgestellt hatte. Zudem hatte auch Pro Natura auf die Gefahr
aufmerksam gemacht und berichtet, dass die besagte Piste heikel sei und an
schneereichen Tagen speziell gesichert werden müsse. Ein Sprecher des Skigebiets
wiederum nahm die Betreiber in Schutz und hielt fest, dass der Lawinengefährdung bei
der Planung des Skigebiets stets höchste Priorität beigemessen worden sei und dass
das mit dem SLF erarbeitete Sicherheitskonzept immer wieder überprüft und bei
Bedarf angepasst werde. Die Kantonspolizei Uri eröffnete noch am Tag des
Lawinenniedergangs eine Untersuchung; dabei solle auch untersucht werden, ob die
Öffnung der Piste unter den gegebenen Schnee-Bedingungen gerechtfertigt gewesen
sei, gab sie bekannt. 17
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Luftreinhaltung

Ein Zwischenbericht zur Nationalfondsstudie über den Zusammenhang zwischen
Luftverschmutzung und Atemwegserkrankungen bei Kindern kam zu alarmierenden
Ergebnissen. Der Zentralverband der Verbindung der Schweizer Arzte (FMH), der sich
besorgt zeigte über die Gesundheitsgefährdung der Bevölkerung angesichts der
zunehmenden Umweltschädigung, erarbeitete ein Umweltschutzprogramm und setzte
eine ständige Arbeitsgruppe ein, die u.a. eine Dokumentation gesundheitsbezogener
Daten im Zusammenhang mit Umweltschädigung aufbaut. Die Arztinnen und Arzte der
Aktion "Luft ist Leben" richteten zudem einen Appell an den Nationalrat, er solle bei
seinen Beratungen über das Luftreinhalte-Konzept alles daran setzen, die
Schadstoffbelastung der Luft in der gebotenen Eile auf den Stand der 50er Jahre zu
verringern. Auch die Umweltschutzorganisationen, die das Luftreinhalte-Konzept als
ungenügend erachteten, forderten das Parlament auf, zusätzliche Massnahmen zu
beschliessen. Nur mit einer Verminderung des Verbrauchs von Treibstoff und
chemischen Lösungsmitteln um je einen Drittel lasse sich eine Reduktion der
Luftverschmutzung auf ein für Natur und Mensch ungefährliches Niveau erreichen.
Mehrere kantonale und kommunale Behörden drängten ebenfalls auf ein
einschneidenderes Vorgehen. So verlangte etwa die Exekutive der Stadt Zürich die
Prüfung von Massnahmen wie Benzinrationierung, autofreie Tage, Öko-Bonus und die
Uberwälzung der fixen Motorfahrzeugkosten auf die Benzinpreise, und der Zürcher
Kantonsrat reichte eine Standesinitiative betreffend Erhebung der
Motorfahrzeugsteuern über den Treibstoffpreis ein. 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.12.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Zur Weihnachtszeit 2019 machte ein Grundlagenpapier des BLV in den Medien von sich
Reden, in dem Massnahmen präsentiert wurden, wie der Zuckerkonsum gesenkt
werden könne. Gemäss offiziellen Empfehlungen sollte man täglich maximal 50 Gramm
Zucker essen, Herr und Frau Schweizer nehmen allerdings durchschnittlich 110 Gramm
pro Tag zu sich. Expertinnen und Experten waren sich einig, dass dies mit negativen
Folgen wie Übergewicht, Diabetes Typ 2 und Herz-Kreislauferkrankungen einhergehe.
Das Problem bestehe oftmals darin, dass sich die Konsumentinnen und Konsumenten
nicht darüber im Klaren seien, wie viel Zucker tatsächlich in ihren Esswaren stecke, so
die durch die Medien befragten Fachpersonen. Das habe unter anderem damit zu tun,
dass der Zucker nicht immer klar deklariert werde. Es gebe Produkte, die mit dem
Begriff «zuckerfrei» angepriesen würden. In Tat und Wahrheit würden sie aber oftmals
Zuckeralkohole beinhalten, die nicht als Zucker angegeben werden müssten. Zudem
gebe es neben dem bekannten Haushaltszucker weitere Zuckerarten wie Fructose,
Lactose und Maltose, die sich in verschiedenen Produkten versteckten. Um der
Problematik zu begegnen, wurden in der Vergangenheit von verschiedenen Seiten
Vorschläge eingebracht. Dazu zählten die Forderung nach einer Zuckersteuer, die vom
Kanton Neuenburg als Standesinitiative eingereicht worden war, jedoch im
eidgenössischen Parlament scheiterte, oder auch das Label «Pace», mit welchem den
Konsumentinnen und Konsumenten aufgezeigt wird, wie lange man rennen muss, um
die konsumierten Kalorien zu verbrennen. Bislang wurde auf Freiwilligkeit gesetzt. 14
Schweizer Lebensmittelproduzenten hatten in diesem Rahmen die Vereinbarung
getroffen, den Zuckergehalt in ihren Lebensmitteln zu reduzieren. Davon betroffen
waren zum Beispiel Joghurt und Cerealien. Neu arbeiten die beiden Unternehmen
Danone und Nestlé mit einem Ampelsystem namens Nutri-Score. Dieses zeigt mittels
fünf Farben den Zucker-, Salz- und Fettgehalt im Vergleich zu beispielsweise
Ballaststoffen an. Nestlé plant, innerhalb zweier Jahren alle ihre Produkte damit zu
versehen. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.2019
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Gesundheitspolitik

Als Gründe für die Kostenexpansion im Gesundheitswesen nennen Fachleute das
immer grössere Leistungsangebot in den Spitälern, die starke Zunahme der Zahl der
Ärzte, den vermehrten Medikamentenkonsum, die steigenden Lohnkosten, die erhöhte
Nachfrage nach therapeutischen Leistungen und die Alterung der Bevölkerung. Sie
verweisen darauf, dass das Gesundheitswesen nicht nach Marktprinzipien funktioniert,
ein Umstand, der preistreibend wirke, da sowohl für die Patienten wie für die
Leistungsanbieter ein echter Anreiz zu kostengünstigeren Behandlungen fehlt. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.01.1990
MARIANNE BENTELI

Lösungen, die aus der Kostenspirale herausführen sollen, sind nur in Ansätzen
vorhanden und teilweise politisch recht brisant. Alternative Krankenkassenmodelle
(HMO und Bonus-Versicherung) möchten die Patienten zu gesundheits- und
kostenbewussterem Handeln anleiten, könnten aber auch zu einer wachsenden
Entsolidarisierung zwischen den Versicherten führen. Eine Rationierung der Leistungen
– beispielsweise die Verweigerung aufwendiger Therapien bei Patienten mit geringen
Heilungschancen oder in fortgeschrittenem Alter – mag ökonomisch sinnvoll
erscheinen, würde aber die Gesellschaft vor kaum lösbare menschliche und soziale
Probleme stellen. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.08.1990
MARIANNE BENTELI

Der letzte Punkt steht für eine allgemeine Tendenz: Obgleich nach wie vor grösster Wert
auf die individuelle Prävention und das Gesundheitsbewusstsein der Bevölkerung gelegt
wird, treten immer mehr die vom einzelnen Menschen nicht beeinflussbaren
kollektiven Gesundheitsbedrohungen in den Vordergrund. Die Vereinigung der «Ärzte
für den Umweltschutz», welcher jeder vierte Mediziner mit eigener Praxis angehört,
weist schon seit längerem auf den ihrer Ansicht nach engen kausalen Zusammenhang
zwischen der wachsenden Luftverschmutzung und den ständig zunehmenden
Erkrankungen der Atemwege hin. Genauere Kenntnis soll hier in den nächsten Jahren
die im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms 26 angelaufene und mit CHF 5
Mio. dotierte Studie «Sapaldia» bringen. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.12.1990
MARIANNE BENTELI

Swisstransplant, die nationale Stiftung für Organspende und Transplantation, konnte
ihr zehnjähriges Bestehen feiern. Aus diesem Anlass wies sie darauf hin, dass die Zahl
der Patientinnen und Patienten, die auf lebensrettende Organe warten, ständig wächst,
während die Liste der potentiellen Organspender – rund 7 Prozent der Bevölkerung mit
Spenderausweis – stagniert oder sogar zurückgeht. Dies steht im Gegensatz zur
Entwicklung im Ausland, wo die Zahl der Spender laufend zunimmt. Swisstransplant
koordiniert alle anstehenden Operationen in den Transplantationszentren von Bern,
Zürich, Lausanne und Genf und sichert den Kontakt zu den ausländischen
Spenderdatenbanken. Zudem wacht die Organisation darüber, dass – ausser für
Entnahme- und Transportkosten – nichts für Organspenden bezahlt werden muss und
die Spender keine Entschädigung bekommen. Damit soll dem vor allem in der Dritten
Welt grassierenden Organhandel entgegengewirkt werden. 23

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.04.1995
MARIANNE BENTELI

Von der Öffentlichkeit kaum bemerkt, wird in Fachkreisen immer intensiver über eine
Rationierung im Gesundheitswesen diskutiert. Nach dem Vorbild des US-
Bundesstaates Oregon sollen ärztliche Leistungen an gewisse Prioritäten gebunden
werden. Ohne Einschränkungen werden dort nur noch lebensgefährliche, heilbare
Krankheiten behandelt, die junge Leute betreffen. Bei allen anderen Massnahmen wird
hingegen, ausgehend von Parametern wie Alter, Heilungschancen und möglichem
Selbstverschulden von Fall zu Fall entschieden, ob und wie eine Behandlung noch
erfolgen soll. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.08.1995
MARIANNE BENTELI

Eine aus Vertretern von Konsumenten, Versicherern und Privatspitälern bestehende
"Arbeitsgruppe Schweizer Gesundheitswesen" stellte zu Beginn des Jahres einen
Bericht mit Empfehlungen zur Kosteneindämmung vor. Nach ihren Vorstellungen
könnten innerhalb von zwei Jahren 10 Mia. Fr. eingespart und damit die
Krankenkassenprämien um rund 30% gesenkt werden. Als einschneidendste
Massnahme schlugen sie die Aufhebung der Subventionen an die öffentlichen Spitäler
vor, damit diese, analog zu den privaten Kliniken gezwungen würden, ihren Betrieb nach

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.04.1997
MARIANNE BENTELI
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marktwirtschaftlichen Kriterien zu führen. Weiter verlangten sie eine
Zwangspensionierung aller Ärzte, die älter als 65 Jahre sind. 25

Die Erwägung der Basler Sanitätsdirektion und der Ärzteschaft des Kantonsspitals,
einem über 80-jährigen Patienten ein extrem teures, aber möglicherweise
lebensrettendes Medikament angesichts seines Alters allenfalls zu verweigern, sorgte
für Aufruhr und entfachte vor allem in den Medien die Debatte um die Rationierung in
der Medizin. Nationalrat Jost Gross (sp, TG), Präsident der Schweizerischen
Gesellschaft für Gesundheitspolitik (SGGP), schlug die Schaffung einer nationalen
Ethikkommission vor, welche das Tabu-Thema umfassend ausleuchten soll. Aber auch
die Ärzteschaft verlangte eine offene Auseinandersetzung mit der brisanten Frage, da
die Rationierung in vielen Fällen notgedrungenerweise bereits stattfinde
(beispielsweise bei überlasteten Intensivpflegestationen). Heute müsse die
Entscheidung von den Ärzten am Krankenbett in Alleinverantwortung gefällt werden,
was vor allem für die Spitalärzte zu einer unerträglichen menschlichen Belastung führe.
Sie forderte deshalb die Erarbeitung klarer Kriterien, wann welche Behandlung sinnvoll
und finanzierbar ist; diese sollen breit diskutiert und politisch abgestützt werden. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.01.1999
MARIANNE BENTELI

Die Schweiz soll ein Gesundheitsobservatorium erhalten. Den Grundstein dazu legten
Bundespräsidentin Dreifuss und die kantonalen Sanitätsdirektoren an einer
Arbeitstagung im Mai. Hauptaufgabe der neuen Institution wird es sein, möglichst
komplette Daten über die Gesundheit der Bevölkerung, deren Verhalten bei
diesbezüglichen sowie über die Angebote der Leistungserbringer und deren Nutzung zu
sammeln. Auf dieser Grundlage soll die Gesundheitspolitik von Bund und Kantonen
künftig besser gesteuert werden können. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.05.1999
MARIANNE BENTELI

Im Spätherbst flackerte die Debatte erneut auf, als der Inhalt eines Grundlagenpapiers
des Uni-Spitals Zürich zur Rationierung der allgemeinen Pflegeleistungen an die
Öffentlichkeit drang. Erwogen wurde darin eine „Reduktion der Zuwendung aufs
Nötigste“ sowie der Einsatz von Angehörigen zur Unterstützung der Pflege. Weiter
wurde eine Kategorisierung der Patienten und Patientinnen ins Auge gefasst: Weniger
gut gepflegt würden demnach Alkoholiker, Drogensüchtige und chronisch Kranke.
Ausgenommen von der Rationierung blieben hingegen alle Privatpatienten. 28

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.10.1999
MARIANNE BENTELI

Auf Grund scharfer Proteste von Behindertenorganisationen revidierte die
Schweizerische Akademie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW) ihre im Vorjahr
publizierte Empfehlung zur Sterilisation nicht Urteilsfähiger. Sie hatte ihre Haltung mit
dem Recht auf gelebte Sexualität begründet, weshalb es naheliegend sei, nicht mehr
länger auf die Urteilsfähigkeit als einzig massgebliches Kriterium für die Zulässigkeit
einer Sterilisation abzustellen; diese sollte auch dann erlaubt sein, wenn eine Person
deren Tragweite nicht voll begreifen kann. In Erwartung der anstehenden Revision des
Vormundschaftsgesetzes beschloss die SAMW, wieder zu ihren Richtlinien von 1981
zurückzukehren. Danach dürfen keine Sterilisationen von urteilsunfähigen Personen
vorgenommen werden. Bei urteilsfähigen geistig Behinderten wird die Sterilisation als
Ultima Ratio angesehen. Voraussetzung für den Eingriff soll ein Gutachten eines
Facharztes und das klare Einverständnis der Betroffenen sein. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.03.2001
MARIANNE BENTELI

Die liberale Gesetzgebung der Schweiz im Bereich des assistierten Suizids
beziehungsweise der Graubereich, in welchem sich die indirekte aktive Sterbehilfe
bewegt, war auch dieses Jahr wieder für viele Schlagzeilen und Gesprächsstoff in der
Öffentlichkeit verantwortlich. Vor allem die Sterbehilfeorganisation Dignitas sorgte für
Unmut, indem sie zur Umgehung der ärztlichen Kontrolle das Luftballongas Helium als
Sterbemethode einsetzte. Bei der bisherigen Methode war ein ärztliches Rezept
erforderlich, was mit der neuen Methode umgangen werden kann und daher das
Prozedere für die Sterbewilligen und ihre Helfer erleichtert. Dies sorgte in der
Bevölkerung, aber auch im eidgenössischen Parlament für Diskussionen. 30

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.03.2008
LINDA ROHRER
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Die steigenden Krankenkassenprämien sorgten das ganze Jahr 2009 hindurch für sehr
viel Gesprächsstoff in den Medien. Die Krankenkassenprämien werden 2010 für
Erwachsene im Schnitt um 8,7% steigen. Junge Erwachsene zahlen 13,7% und Kinder
10% mehr. Die Unterschiede bei der Erhöhung der Prämien in den einzelnen Kantonen
waren sehr gross. Sie bewegten sich zwischen 3,6% in Neuenburg und 14,6% in
Obwalden. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.01.2010
LINDA ROHRER

Nachdem die Zeckendichte 2018 in der Schweiz besonders hoch ausgefallen war,
erklärte der Bund Ende Jahr neu die gesamte Schweiz – ausgenommen die Kantone
Genf und Tessin – zum Risikogebiet, worauf das BAG eine schweizweite
Impfempfehlung erliess. Zecken sind für die Gesundheit der Menschen insofern
gefährlich, als sie die beiden Infektionskrankheiten Borreliose und Frühsommer-
Meningoenzephalitis (FSME-Virus), welche zu Hirnhauentzündung führt und tödlich sein
kann, übertragen. 2018 verzeichnete das BAG mit 380 Fällen 40 Prozent mehr virale
Gehirnhautentzündungen als im Vorjahr. 
Während die nicht immunisierbare Borreliose mit Antibiotika behandelt werden kann,
dient eine Impfung zur Prävention von Hirnhautentzündungen. Dazu sind drei
Impfdosen erforderlich, welche insgesamt rund CHF 200 kosten und alle zehn Jahre
erneuert werden sollten. Zurzeit seien nur etwa dreissig Prozent der Schweizer
Bevölkerung geimpft, erklärte Mark Witschi, Leiter der Sektion Impfempfehlung des
BAG. Man erhoffe sich jedoch durch die schweizweite Impfempfehlung, dass die Anzahl
Ansteckungen abnehme. 
Zwar ist dem St. Galler Tagblatt zufolge die Unfallversicherung für die Übernahme der
Kosten bei den Folgen eines Zeckenbisses verantwortlich, die Kosten der Impfung
wurden bisher allerdings durch die OKP getragen, wenn die geimpfte Person in einem
Risikogebiet wohnte oder sich in einem solchen aufhielt. Die Ausweitung des
Risikogebietes auf die gesamte Schweiz hatte somit zur Folge, dass ab 2019
Zeckenimpfungen landesweit von der Krankenversicherung übernommen werden
mussten. Gemäss Witschi sollten dabei aber keine Kosten für die Krankenkassen
anfallen, da ein Grossteil der Kosten für die Impfung von den Patientinnen und
Patienten im Rahmen der Franchise übernommen würde. 32

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.12.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Anfang 2020 hatte die Swisscom mit Netzausfällen zu kämpfen. Diese Pannen
beeinträchtigten auch die Notrufe der Blaulichtorganisationen Feuerwehr, Polizei und
Sanität. Um erreichbar zu bleiben, mussten sie «Not-Notfallnummern» einrichten. So
konnten zum Beispiel im Februar 2020 Polizei und Sanität in Zürich über eine Stunde
lang nur per Mobilfunk kontaktiert werden. 
Dies führte zu Kritik von verschiedenen Seiten an der Swisscom, die als Konzessionärin
per Gesetz dafür zuständig ist, den Zugang zu den Notrufnummern zu gewährleisten.
Theo Flacher von Schutz & Rettung Zürich verlangte die «schonungslose Aufarbeitung
der Störungen». Gemäss Blick gab es zudem auch in der Politik Bedenken, ob die
Swisscom imstande sei, ihren Grundversorgungsauftrag zu erfüllen. So äusserte sich
etwa Edith Graf-Litscher (sp, TG) zu den Vorkommnissen. Es sei nicht hinnehmbar, dass
Personen, die sich in einer Notsituation befänden, während mehr als einer Stunde
keinen medizinischen Dienst erreichen könnten. Auch die beiden Präsidenten der KVF-
NR und KVF-SR, Michael Töngi (gp, LU) und Stefan Engler (cvp, GR) erhoben Kritik und
forderten zur Beurteilung der Pannen transparente Daten (Töngi) und dass die
Bevölkerung erfahren solle, was hinter den Störungen stecke (Engler).
Urs Schaeppi, CEO der Swisscom, erklärte im Februar 2020, es sei eine
Ausfallabsicherung bei Notfallnummern vorhanden. Zusätzlich gebe es eine zweite
Rückfallebene. Diese habe in einigen Kantonen bei der letzten Panne einen Ausfall
verhindern können. Dennoch seien noch mehr Sicherheiten erforderlich, weshalb man
zusammen mit den Notfalldiensten nach Möglichkeiten suche, um zusätzliche
«Rettungsschirme ein[zu]bauen». Der Kanton Schwyz plante als Reaktion auf die
Störungen den Aufbau von Notfall-Treffpunkten, ausgestattet mit einem sogenannten
Polycom-Funksystem. Dabei handelt es sich um ein notstrombasiertes Funksystem,
dank dem auch bei Störungen, die das Internet betreffen, Notrufe getätigt werden
können. In Folge der Ausfälle musste sich Schaeppi zudem im April vor der GPK-NR
erklären. Ferner wollte auch das BAKOM die Ursachen vertieft abklären. Die
nationalrätliche Geschäftsprüfungskommission stellte der Swisscom für die
Aufarbeitung der Pannen allerdings schliesslich ein gutes Zeugnis aus. 
Trotz den aufgegleisten Arbeiten seitens der Swisscom kam es im Mai 2020 erneut zu
Störungen im Swisscom-Netz. Diese führten dazu, dass die Rega weder über das
Mobiltelefon noch über das Festnetz erreicht werden konnte. Feuerwehr, Sanität und

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.02.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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Polizei waren von der Panne hingegen nicht betroffen. Dadurch wurde ein neues
Problem ans Tageslicht gebracht: Der Rega kommt im Kommunikationsnetz mit ihrer
vierstelligen Rufnummer nicht der gleiche Status zu wie den anderen
Blaulichtorganisationen, deren Erreichbarkeit seit neuestem mittels dynamischer
Leitweglenkung geregelt wird, die defekte Anschlüsse identifizieren und die Anrufe an
erreichbare Stellen übermitteln kann. Ernst Kohler, Chef der Schweizer
Rettungsflugwacht, erklärte, man habe sich in der Vergangenheit bereits an das BAKOM
gewandt, um eine Status-Gleichstellung bezüglich Kommunikationstechnik zu
erreichen, sei allerdings nicht auf offene Ohren gestossen. Anlässlich der Swisscom-
Pannen 2020 habe man nun erneut ein solches Gesuch eingereicht. 33

Ärzte und Pflegepersonal

Im Berichtsjahr 1992 gerieten vor allem die Arzthonorare unter Beschuss. Die von
Bundesrat Cotti bei der Beratung des zweiten Massnahmenpakets gegen die
Kostensteigerung im Gesundheitswesen angeführten Zahlen über das
Durchschnittseinkommen der Ärzte wurden von deren Standesorganisationen zwar
heftig bestritten. Doch ergaben Studien, dass die Ärzte in weit grösserem Ausmass für
den Kostenschub verantwortlich sind als bisher angenommen. Die teilweise verweigerte
Erhöhung der Tarife wurde in den letzten Jahren durch eine massive
Mengenausweitung mehr als nur kompensiert. Teuerungsbereinigt nahm das
durchschnittliche Einkommen pro Arzt in den letzten acht Jahren um 12 Prozent zu,
dasjenige der arbeitenden Gesamtbevölkerung nur um 7 Prozent. Die Untersuchungen
zeigten aber auch krasse Unterschiede innerhalb der Ärzteschaft: Ein Viertel der Ärzte,
vornehmlich Chefärzte und Spezialisten, kassierte die Hälfte der
Krankenkassenleistungen, während das Nettoeinkommen der praktischen Ärzte im
Mittel abnahm. 34

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.02.1992
MARIANNE BENTELI

Medikamente

Nach Ansicht des Preisüberwachers sind die Medikamentenpreise in der Schweiz
massiv überhöht, werden dafür doch rund 40 Prozent mehr bezahlt als im
europäischen Durchschnitt. Er forderte deshalb das Bundesamt für Sozialversicherung
(BSV) auf, bei der Preiskontrolle künftig auch auf das tiefere Auslandniveau abzustellen.
Die Pharmabranche wollte die Zahlen des Preisüberwachers nicht gelten lassen.
Gemäss ihren Angaben sind ältere Medikamente in der Schweiz tatsächlich etwas teurer
als im Ausland, neuere Präparate hingegen billiger als in den europäischen
Vergleichsländern. Zumindest in der Eidgenössischen Arzneimittelkommission setzte
sich der Preisüberwacher durch. Die Kommission, welche nur beratende Funktion hat,
fand es angemessen, die Preise für Originalmedikamente, die seit mehr als 30 Jahren
auf dem Markt sind, um 15 Prozent zu senken. Die Preisschutzfrist soll zudem sowohl für
alte wie für neue Medikamente von heute 30 auf 15 Jahre gesenkt werden. 35

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.04.1992
MARIANNE BENTELI

Mit Besorgnis wurde registriert, dass sich über Internet problemlos – und oftmals zu
deutlich tieferen Preisen – Arzneimittel bestellen lassen, die im eigenen Land nicht
zugelassen sind oder für die ein entsprechendes Rezept eines Arztes fehlt. Nationale
Kontrollstellen und Vorschriften werden so obsolet, da sie ohne weiteres umgangen
werden können. Die juristische Lücke soll demnächst geschlossen werden. Europaweit
laufen Anstrengungen für ein generelles Teleshopping-Verbot für Medikamente. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.10.1996
MARIANNE BENTELI

Dieses Volksbegehren konnte auch als Teil eines seit Jahren anhaltenden Konflikts
zwischen den Krankenkassen und den Apothekern gesehen werden. Um Kosten zu
sparen, möchten die Krankenversicherer die Margen der Apotheker senken; diese
wiederum sehen in den geringeren Verdienstmöglichkeiten einen generellen Angriff auf
ihren Stand und vor allem auf die kleinen Vertreter ihrer Branche. Gemäss den
Krankenkassen sollten die Margen der Apotheken um mindestens 5% gekürzt und im
Gegenzug deren Leistungen (Beratung) fairer honoriert werden. Im Grundsatz war man
sich darin einig, nur über die konkrete Ausgestaltung herrschten derart
unterschiedliche Ansichten, dass die Gespräche abgebrochen wurden. Nachdem die
Apotheker ihre Volksinitiative lanciert hatten, reagierte das Konkordat der
Krankenkassen damit, dass es den Arzneimittelvertrag mit den Apotheken per Ende
1999 kündigte. Falls keine Einigung erzielt werden kann, würde dies bedeuten, dass die

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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Kosten für die Heilmittel nicht mehr direkt mit den Kassen abgerechnet werden
können; der Patient müsste die Medikamente bezahlen und die Rückerstattung dann
bei der Versicherung beantragen. 37

Anlässlich der Heilmittelgesetzrevision ging Swissmedic dem Auftrag des Bundesrates
nach, die Selbstmedikation und den Arzneimittelzugang zu lockern, indem die
Abgabekategorie E – Arzneimittel, die ohne Fachberatung abgegeben werden dürfen –
erweitert wurde. Bisher waren 146 Medikamente im Detailhandel erhältlich. Von den
540 Arzneimitteln, die eine externe Kommission untersuchte, wurden 94 Medikamente
neu der Kategorie E zugeteilt und somit für den Verkauf im Detailhandel freigegeben.
Zugelassen wurden in erster Linie Tee und Hustenpastillen, homöopathische Mittel
hingegen nicht. Ab April 2019 soll die Umstellung stattfinden.
Nicht glücklich über diesen Entscheid zeigten sich die Migros und der
Konsumentenschutz. Der Grossist, welcher unter anderem pflanzlich basierte
Magendarmmittel, Erkältungsbäder und Beruhigungsmittel in das Sortiment aufnehmen
wollte, kam mit seinem Anliegen nicht durch. Er äusserte den Vorwurf der Kartellbildung
seitens der Pharmavertretung, Ärzte, Homöopathen, Apotheker und Drogisten
gegenüber dem Detailhandel und hinterfragte die Unabhängigkeit von Swissmedic.
Schüfe man gleiche Voraussetzungen wie in Deutschland, so könnten die
Medikamentenpreise um zwanzig Prozent gesenkt werden. Sara Stalder, die
Geschäftsleiterin des Konsumentenschutzes meinte gar, die Preise in der Schweiz seien
im Vergleich zu denjenigen in Deutschland aufgrund des fehlenden Wettbewerbs
zwischen fünfzig und hundert Prozent höher. Swissmedic wehrte sich gegen die
Aussagen der Migros. Die Vorgaben zur Einteilung der verschiedenen Abgabekategorien
stammten vom Gesetzgeber. Arzneimittel dürften nur in der Selbstbedienung
abgegeben werden, wenn sie keine fachliche Beratung erforderten und die
Patientinnen und Patienten nicht gefährdeten. Überdies sei die Expertenkommission
breit abgestützt gewesen. 
Während der Migros-Konkurrent Coop, welcher die Apothekenkette Vitality führt, keine
Stellung nahm, gab es eine erste Reaktion seitens der Politik. Ruedi Noser (fdp, ZH)
reichte eine Motion (Mo. 18.4193) ein, welche es Detailhandelsgeschäften erlauben will,
zusätzliche rezeptfreie Medikamente zu verkaufen. 
Die Erweiterung der Kategorie E ist nicht das einzige Resultat der
Heilmittelgesetzesrevision: Ferner wurde die Kategorie C aufgehoben und 15 Prozent
der Kategorie D in die Kategorie B umverteilt. 38
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Epidemien

Die Kontroverse um HIV-verseuchte Blutpräparate flackerte 1992 erneut auf. Ein AIDS-
infizierter Hämophiler reichte Strafklage gegen Unbekannt ein – wobei aber klar war,
dass er das BAG, die IKS und den Blutspendedienst des Schweizerischen Roten Kreuzes
(SRK) meinte –, da er durch eine Bluttransfusion mit dem HI-Virus kontaminiert worden
war. Er erhielt indirekte Unterstützung vom ehemaligen Leiter des Zentrallaboratoriums
des SRK, der öffentlich erklärte, Opfer wären zu vermeiden gewesen, wenn die
verantwortlichen Behörden rechtzeitig gehandelt hätten. Diese Anschuldigungen
führten Ende 1992 zu einer konkreten Reaktion des SRK: Es entschloss sich, unter
Mithilfe des BAG, welches dies schon mehrfach angeregt hatte, ein «Look back»
durchzuführen, d.h. die Blutspendenempfänger, welche zwischen 1982 und 1985
womöglich ohne ihr Wissen mit kontaminiertem Blut angesteckt wurden, durch
Zurückverfolgung der kritischen Blutkonserven ausfindig zu machen. Bisher hatte das
SRK dies stets mit dem Hinweis auf die grosse psychische Belastung abgelehnt, welcher
nicht infizierte Blutempfänger während des Abklärungsverfahrens ausgesetzt wären,
sowie mit dem Fehlen wirksamer Medikamente gegen die Infektion. 39
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Diese Fragestellung erhielt durch den Blutskandal in Deutschland, wo in noch
ungewissem Ausmass ungenügend kontrollierte Blutkonserven in die Spitäler gelangten,
neue Aktualität, besonders als bekannt wurde, dass nicht auszuschliessen sei, dass
einzelne dieser Blutpräparate auch in die Schweiz eingeführt worden seien. Keine der
darauf angesprochenen Behörden (IKS, BAG, Kantonsärzte bzw. -apotheker) konnte mit
letzter Klarheit die Frage beantworten, ob, wann und wo problematische Blutpräparate
importiert und allenfalls verwendet worden seien. Diese völlig unklaren Kompetenzen
erhärteten den Ruf nach einer zentralisierten Kontrollinstanz. 40
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Die «Aids-Hilfe Schweiz» (AHS), deren erster Präsident – der populäre und inzwischen
verstorbene TV-Mann André Ratti – mit seinem öffentlichen Bekenntnis, er sei
homosexuell und aidskrank, der Diskussion um die Immunschwächekrankheit in der
Schweiz eine emotionale Komponente verliehen und sie damit erst eigentlich ins
Bewusstsein der Öffentlichkeit gebracht hatte, konnte im Berichtsjahr auf ihr
zehnjähriges Bestehen zurückblicken. Die AHS ist heute eine breit verankerte
Gesundheitsorganisation mit über 100 Mitarbeitern, deren jährliches Betriebsbudget zu
über 80 Prozent vom BAG finanziert wird. Die AHS, die sich stark gegen die
gesellschaftliche Ausgrenzung der Aidskranken zur Wehr setzt, prägte die 1987
lancierten und bis heute weitergeführten «Stop Aids»-Kampagnen des Bundes, welche
die WHO als «weltweit einmalig» bezeichnete, ganz wesentlich mit. 41
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Am 16. April 2020 informierte der Bundesrat über die geplante Lockerungsstrategie
der Massnahmen zum Coronavirus, die in drei Schritten erfolgen sollte. In den
Mittelpunkt stellte der dabei die Gesundheit der Schweizer Bevölkerung, daneben
beabsichtigte er aber auch, die wirtschaftlichen Schäden in Grenzen zu halten und die
Einschränkung der Grundrechte zu reduzieren. In einer ersten Etappe sollten ab dem
27. April Coiffeursalons, Kosmetikstudios, Baumärkte, Blumenläden und Gärtnereien
ihre Türen wieder öffnen dürfen. In diesen Einrichtungen sei die Umsetzung von
Schutzkonzepten einfach möglich, sie wiesen wenige direkte Kontakte auf und lösten
keine grossen Personenströme aus, erklärte der Bundesrat die Auswahl. Ab dem
gleichen Datum sollten in Krankenhäusern zudem wieder uneingeschränkt Eingriffe
durchgeführt werden können. 
Als zweite Etappe sah die Regierung für den 11. Mai die Wiedereröffnung der
obligatorischen Schulen, Einkaufsläden und Märkte vor. Vor dem Entscheid über diesen
zweiten Lockerungsschritt wollte sie jedoch die Entwicklung der Fallzahlen abwarten
und diesen folglich erst am 29. April fällen. Schliesslich war als dritte Etappe neben der
Öffnung von Museen, Zoos und Bibliotheken sowie der Lockerung des
Versammlungsverbots für den 8. Juni auch die Wiederaufnahme des Präsenzunterrichts
an Mittel-, Berufs- und Hochschulen geplant. Einzelheiten dazu beabsichtigte der
Bundesrat am 27. Mai festzulegen. 

An demselben Tag, an dem der Bundesrat diese ersten Lockerungsschritte ankündigte,
verabschiedete er eine am 20. April 2020 in Kraft tretende Verordnung, die eine
übergangsweise Befreiung von der Anzeigepflicht bei Überschuldung, die in der Regel
zur sofortigen Insolvenz führen würde, und eine zeitlich befristete Covid-19-Stundung
beinhaltete. Letztere sollten insbesondere KMU unbürokratisch beantragen können. Er
gab zudem bekannt, dass Selbständigeerwerbende rückwirkend ab dem 17. März 2020
Anspruch auf EO erhalten sollen. Mit diesem Entscheid sollte die Problematik
angegangen werden, dass rund 270'000 Personen, darunter zum Beispiel viele
Taxifahrerinnen und Taxifahrer oder Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten, keine
Covid-19-Kredite oder Kurzarbeitsgelder hatten beantragen können, da der Bundesrat
ihre Unternehmen nicht geschlossen hatte, sie aber dennoch bis zu 90 Prozent ihres
Einkommens aufgrund der Pandemie eingebüsst hatten. Um die durch die Corona-
Pandemie entstandenen Finanzlöcher zu stopfen, gingen zahlreiche verschiedene
Vorschläge ein: von einer Halbierung der Mehrwertsteuer, wodurch der Konsum
angekurbelt werden sollte (Postulat Müller; fdp, LU; Po. 20.3214), über ein fünfjähriges
Ausgaben- und Aufgabenmoratorium (SVP-Fraktion; Mo. 20.3567) und der Reduktion
der Ausgaben für die EU, den Asylbereich und ausländische Personen (Motion Quadri;
lega, TI; Mo. 20.3272) hin zu einer Solidaritätssteuer, z.B. über eine Erhöhung der
Kapitalgewinnsteuer (Motion de la Reussille, pda, NE, Mo. 20.3174; Motion der SP-
Fraktion, Mo. 20.3203; Motion Prezioso, egsols, GE, Mo. 20.3335; Motion Rytz, gp, BE,
Mo. 20.3362).

Anspruch auf Entschädigung ihres vollen Erwerbs sagte der Bundesrat am 22. April
denjenigen Angehörigen der Armee zu, die zwischen dem 6. März 2020 und dem 30.
Juni 2020 zur Bewältigung der Coronakrise im Einsatz standen und die Dauer ihres
Ausbildungsdienstes überschritten hatten. Für Angehörige des Zivilschutzes sollte eine
vergleichbare Regel gelten.

Eine Woche darauf kündigte die Regierung an, dass einige Lockerungen schneller
vorgenommen werden könnten als ursprünglich geplant, da die Ausbreitung von Covid-
19 aufgrund der vorbildlichen Umsetzung der ergriffenen Massnahmen durch die
Bevölkerung hatte abgeschwächt werden können. Daher sollten unter anderem auch
Restaurants, Museen und Bibliotheken bereits ab dem 11. Mai wieder ihre Pforten
öffnen dürfen und auch Primar- und Sekundarschulen ihren Unterricht vor Ort wieder
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aufnehmen können, wobei die diesbezügliche Entscheidung über die Durchführung bei
den Kantonen lag. Diese sollten auch entscheiden, ob an den Gymnasien schriftliche
Abschlussprüfungen durchgeführt werden oder nicht. Im Vorfeld hatte die EDK bereits
bekanntgegeben, dass sie die Absage mündlicher Prüfungen empfehle. Anders sah die
Situation für die Berufsschulen aus, wo bereits zuvor landesweit einheitlich
entschieden worden war, auf schriftliche Lehrabschlussprüfungen zu verzichten. Auch
Trainings im Breiten- und Spitzensport sollten ab dem 11. Mai wieder erlaubt sein. 
Um die Auswirkungen der Lockerungen auf die Epidemieentwicklung genau beobachten
zu können, plante der Bundesrat ein entsprechendes Monitoring. Die einzelnen
Lockerungsetappen sollten mit Schutzkonzepten einhergehen, zudem müssten alle
Institutionen über ein auf den Vorgaben des BAG, des SECO oder auf einem
Branchenkonzept basierendes Schutzkonzept verfügen. Des Weiteren beschloss die
Regierung, auch die Einreisebeschränkungen zu entschärfen; Grossveranstaltungen mit
über 1'000 Personen blieben jedoch bis Ende August 2020 weiterhin verboten. Die
Kantone wurden zudem aufgefordert, ab dem 11. Mai die flächendeckende
Rückverfolgung von Neuinfektionen fortzuführen. Ein ähnliches Ziel verfolgte die
SwissCovidApp, eine digitale Applikation mit Bluetooth-Funktechnik, mit der die
Benutzerinnen und Benutzer informiert würden, wenn sie sich in der Nähe einer mit
Covid-19 infizierten Person befunden haben (Proximity Tracing). Diese gehe Mitte Mai in
die Testphase, zudem solle in Kürze auch die gesetzliche Grundlage für ihren
ordentlichen Betrieb geschaffen werden, erklärte der Bundesrat. Die eidgenössischen
Abstimmungen vom 19. Mai, welche der Bundesrat im März abgesagt hatte, sollten am
27. September 2020 nachgeholt werden. Ferner kündigte er Liquiditätshilfen in der
Höhe von maximal CHF 1.9 Mrd. an, um den beiden Fluggesellschaften Swiss und
Edelweiss unter die Arme zu greifen.

Mit den ersten Lockerungen einhergehend änderte die BAG-Kampagne «So schützen
wir uns» am 30. April ihre Grundfarbe auf Pink. Dennoch wurde betont, dass trotz
einiger Zugeständnisse nach wie vor die gleichen Regeln gälten – unter anderem
Abstandhalten, Händewaschen und das Niesen in den Ellbogen. Das BAG legte der
Bevölkerung ausserdem nahe, eine Maske zu tragen, sollten die Abstandsregeln nicht
eingehalten werden können.

Was die vorläufig auf Eis gelegte Fussballsaison anbelangt, so entschloss der
Zentralvorstand des SFV Ende April, dass abgesehen von der Super League, der
Challenge League und dem Schweizer Cup der Männer der Spielbetrieb endgültig nicht
fortgesetzt werden sollte. Ob und in welcher Form die Saison der beiden höchsten
Ligen fortgeführt werden könne, wollte die Swiss Football League nach Anhörung der
tangierten Clubs entscheiden. 

Nachdem die Frühjahrssession 2020 vor der dritten Woche abgebrochen werden
musste, tagten National- und Ständerat vom 4. bis 6. Mai im Rahmen einer
ausserordentlichen Session, an welcher in erster Linie Geschäfte im Zusammenhang mit
Covid-19 behandelt wurden. Im Zentrum standen dabei die dringlichen Ausgaben zur
Bekämpfung der Folgen der Pandemie, etwa für die Corona-Kredite, welche
nachträglich von der Bundesversammlung abgesegnet werden mussten. Darüber hinaus
beschäftigen sich die Räte aber auch ausführlich mit den Corona-Krediten für die
Unternehmen, mit den Massnahmen für die Medien oder mit den Frage nach dem Erlass
der Geschäftsmieten. 

Da sich Jugendliche und junge Erwachsene aufgrund der gegebenen Umstände bei der
Suche nach einer Lehrstelle oder einer Stelle im Anschluss an ihre Ausbildung vor
Herausforderungen gestellt sahen, kam es am 7. Mai 2020 zur Gründung einer aus
Vertreterinnen und Vertretern der Kantone, der Sozialpartner und des Bundes
bestehenden Task Force, welche die Berufsbildung stärken sollte. Tags darauf gab der
Bundesrat bekannt, Institutionen der familienergänzenden Betreuung, die wegen der
Pandemie Ertragsausfälle erlitten, mit CHF 65 Mio. unterstützen zu wollen. Wie diese
Unterstützung genau erfolgen sollte, plante die Landesregierung bis zum 20. Mai in
einer entsprechenden Verordnung festzuhalten. 

Am 13. Mai liess das EJPD verlauten, dass die Grenzen zu Deutschland, Österreich und
Frankreich bis zum 15. Juni 2020 vollständig geöffnet werden sollen, wenn dies mit der
epidemiologischen Situation vereinbar sei. Die drei Nachbarländer würden sich zurzeit
ebenfalls in der Transitionsphase befinden und verfügten über eine ähnliche
epidemiologische Lage wie die Schweiz. Bis dahin sollten für binationale Paare, die
nicht verheiratet sind, sowie für «allfällige weitere Personenkategorien» Lösungen
entwickelt werden. Gleichentags verkündete das VBS die Unterstützung des Schweizer
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Sports mit Darlehen in einer Höhe vom CHF 500 Mio. 

Auch an der sonst schon einem starken Wandel unterworfenen Medienlandschaft zog
die Coronakrise nicht unbemerkt vorbei. Zeitung, Radio und Fernsehen hatten unter
anderem einen starken Rückgang an Werbeeinnahmen zu beklagen. Angesichts der
zentralen Rolle, die den Medien in einer Demokratie zukomme, stellte der Bundesrat am
20. Mai die Covid-19-Verordnung elektronische Medien vor, in der Radio- und
Fernsehveranstaltern finanzielle Soforthilfen in der Höhe von CHF 40 Mio. in Aussicht
gestellt wurden. Zeitgleich erliess die Landesregierung eine Notverordnung zur
Unterstützung der Printmedien, die finanzielle Sofortmassnahmen im Rahmen von CHF
17.5 Mio. beinhaltete. Weiter beantragte der Bundesrat am 20. Mai CHF 14.9 Mrd. in
Form von elf Nachtragskrediten, um die Auswirkungen des Coronavirus auf die
Wirtschaft weiter abzudämpfen. Der Löwenanteil von CHF 14.2 Mrd. ging dabei an die
ALV.

Eine Woche später – am 27. Mai 2020 – teilte der Bundesrat an seiner Pressekonferenz
den bis anhin grössten Lockerungsschritt mit. So sollte das spontane
Zusammenkommen von bis zu 30 Personen ab dem 30. Mai 2020 wieder erlaubt sein.
Ab dem 6. Juni sollten auch wieder öffentliche Veranstaltungen wie etwa Messen,
Theatervorstellungen, Familienanlässe oder politische Kundgebungen mit bis zu 300
Personen stattfinden dürfen. Für denselben Tag wurde zudem die Wiedereröffnung von
Bergbahnen, Campingplätzen und anderen Angeboten im Tourismusbereich wie auch
für Casinos, Freizeitparks, Zoos, botanische Gärten, Wellnessanlagen und
Erotikbetriebe angesetzt. In Restaurants sollte ab dem 6. Juni ausserdem die
Gruppengrösse von maximal vier Personen aufgehoben werden, jedoch müssen ab
einer Gruppengrösse von vier Personen die Kontaktdaten angeben werden. In Mittel-,
Berufs- und Hochschulen sollte ab dem 6. Juni ebenfalls wieder vor Ort unterrichtet
werden dürfen, wobei die Kantone über die Umsetzung entscheiden sollten. Der
Bundesrat legte der Bevölkerung nahe, weiterhin von zuhause aus zu arbeiten, die
Unternehmen dürften jedoch grundsätzlich selbst über die Rückkehr an den
Arbeitsplatz bestimmen. Weiter sollten ab dem 8. Juni die Bearbeitung der Gesuche
von Erwerbstätigen aus dem EU/EFTA-Raum wieder aufgenommen werden und die
Anstellung hochqualifizierter Arbeitnehmerinnen und -nehmer durch Schweizer Firmen
wieder möglich sein. Zudem sei für den 6. Juni die vollständige Wiederherstellung der
Personenfreizügigkeit und Reisefreiheit im Schengen-Raum geplant, gab der Bundesrat
bekannt. 

Am 15. Juni wurden schliesslich die Grenzen zu allen Staaten des EU-EFTA-Raums
wieder vollständig geöffnet und auch der Einkaufstourismus, der zuvor verboten
worden war, wieder zugelassen. Vier Tage darauf beschloss der Bundesrat, die
ausserordentliche Lage zu beenden und stattdessen zur besonderen Lage gemäss
Epidemiengesetz zurückzukehren, wofür er die Covid-19-Verordnung 3 verabschiedete.
Das Demonstrationsverbot, das zuvor für ausführliche Diskussionen um die Frage der
Grundrechte gesorgt hatte, fiel am 20. Juni und ab dem 22. Juni wurden weitere bis
anhin herrschende Massnahmen aufgehoben: Unter anderem konnten wieder
Veranstaltungen mit bis zu 1'000 Personen stattfinden, der Mindestabstand zwischen
zwei Personen wurde von zwei Metern auf 1.5 Meter reduziert und die für Restaurants
und Diskotheken geltende Sperrstunde um Mitternacht sowie die Home-Office-
Empfehlung wurden aufgehoben. Somit waren zu diesem Zeitpunkt zwar noch immer
verschiedene Unterstützungsmassnahmen für die Wirtschaft am Laufen,
Einschränkungen bestanden jedoch fast keine mehr. 42

Suchtmittel

In der anschliessenden Vernehmlassung in den Kantonen zeigte sich, dass der
traditionelle «Röstigraben» nun auch von einen «Haschischgraben» überlagert wird.
Während sich die deutschsprachigen Kantone – zum Teil zwar mit gewissen
Vorbehalten in bezug auf die Straffreiheit beim Konsum von «harten» Drogen,
vereinzelt aber auch mit weitergehenden Empfehlungen, z.B. der Abgabe von Heroin an
Süchtige – für die im Drogenbericht enthaltenen Vorschläge aussprachen, lehnten die
welschen Kantone und der Tessin jegliche Straffreiheit kategorisch ab. Interessant war
dabei die Haltung der Zürcher Kantonsregierung, die sich für eine Liberalisierung bei
den «weichen» Drogen aussprach, den Handel und Konsum von «harten» Drogen aber
weiterhin unter Strafe stellen möchte und die Abgabe von Heroin an Süchtige ablehnte.
Sie stellte sich damit in einen gewissen Widerspruch zum Zürcher Kantonsrat, der im
September die Regierung aufgefordert hatte, eine Standesinitiative einzureichen,
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welche eine Liberalisierung des Betäubungsmittelgesetzes in dem Sinne verlangen
sollte, dass der Handel und Konsum von Drogen geringer Gefährlichkeit und der
Konsum sowie die Beschaffung der übrigen Drogen zum Eigengebrauch straffrei werden
sollten. 43

Wie auch immer Drogenpolitik in der Schweiz gehandhabt wird, so gerät sie ins
Kreuzfeuer divergierender Standpunkte. Für die einen, in erster Linie die Vertreter der
Autopartei und einen Teil der SVP, ist sie zu verständnisvoll und permissiv. Für die
anderen, Sozialarbeiter und Politiker aus dem links-grünen Spektrum, ist sie zu stur und
unmenschlich. Besonders deutlich wurde dies in den zum Teil sehr emotional geführten
Diskussionen um die Fixerräume in den grossen Städten der deutschen Schweiz. Aber
auch der Graben zwischen der Deutschschweiz und der Romandie vertiefte sich weiter,
da sich die welschen Kantonen nach wie vor strikte weigerten, ihren Drogensüchtigen
eine nicht repressive Infrastruktur anzubieten, wodurch diese in die Städte mit offener
Szene – vorab Zürich und Bern – auswichen und so dort die Probleme noch
verschärften. 44
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In diesem Klima der allgemeinen Verunsicherung wäre ein klärendes Wort des
Bundesrates besonders nötig gewesen. Doch darauf wartete man bis Ende 1990
vergeblich, obgleich die Landesregierung bereits im Mai anlässlich einer Klausurtagung
von der Auswertung der Vernehmlassung zum Drogenbericht Kenntnis nahm und
Bundesrat Cotti verschiedentlich eine baldige Stellungnahme versprach. Als
Hauptgrund für diese Verzögerung wurde der Umstand angesehen, dass die
Vernehmlassung zwar eine deutliche Mehrheit für die Entkriminalisierung des
Drogenkonsums ergeben hatte – 15 Kantone und fünf Parteien (FDP, GB, GP, LdU und
SP) waren dafür –, dass sich aber die welschen Kantone und der Tessin vehement
dagegen aussprachen und sich zwei der vier Bundesratsparteien (CVP und SVP)
ebenfalls deutlich reserviert zeigten. 45
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Der einzig neue Ansatzpunkt schien die Bereitschaft des Bundesrates zu sein, die
Auswirkungen einer diversifizierten Drogenabgabe an Abhängige zu prüfen. Allgemein
wurde dies als Zustimmung des Bundes zu den vor allem in den Städten Basel, Bern und
Zürich seit längerem geforderten gezielten Versuchen mit der medizinisch
kontrollierten Abgabe von Heroin verstanden, welche ein Gutachten des EJPD vom
Vorjahr als rechtlich nicht ganz unbedenklich, aber doch zulässig eingestuft hatte. Im
Kanton Bern und in der Stadt Zürich gaben die Legislativen bereits grünes Licht für
derartige Versuche. 46
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Die von Politikern, Medien und Fachleuten immer lauter geforderte
Koordinationsaufgabe des Bundes bei der Definition einer gesamtschweizerischen
Drogenpolitik versuchte die Regierung durch die Einberufung einer nationalen
Drogenkonferenz am 1. Oktober wahrzunehmen, an welcher unter dem Vorsitz von
Bundespräsident Cotti Mitglieder der Kantonsregierungen, Vertreter interkantonaler
Gremien und des Städteverbandes sowie Beamte des EDI, des EJPD und des EDA das
Massnahmenpaket des Bundes diskutierten. Die Arbeitstagung vermochte die
bekannten Meinungsverschiedenheiten – so etwa zwischen einer mehr dem
Liberalismus verpflichteten Deutschschweiz und einer der Repression zuneigenden
Romandie – nicht auszuräumen und brachte ausser einem recht vagen Bekenntnis zu
verstärkter Zusammenarbeit nichts grundsätzlich Neues. 47
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Die Drogenfachleute reagierten erleichtert, bedauerten aber die geringe
Teilnehmerzahl, da damit kaum schlüssige Resultate erreicht werden könnten. Die
Städte Basel, Bern, Freiburg, St. Gallen, Solothurn, Zug und Zürich meldeten umgehend
ihr Interesse an, mindestens einen Versuch mit harten Drogen durchzuführen. Der
Beginn der Versuche wurde auf Herbst 1992 in Aussicht gestellt. Der Erlass der
entsprechenden Verordnung verzögerte sich jedoch bis Ende Oktober, so dass
frühestens 1993 damit gestartet werden kann. Die vom Bundesrat gesetzten
Rahmenbedingungen lassen 13 Versuche zu, fünf davon mit Heroin. In die
Heroinversuche können nur schwerstabhängige, verelendete oder sich prostituierende
Drogensüchtige einbezogen werden, welche volljährig und seit mindestens zwei Jahren
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nachweisbar drogenabhängig sind sowie mindestens zwei gescheiterte Entzüge hinter
sich haben und für andere Therapieprogramme nicht in Frage kommen. 48

Zum zweitenmal nach 1991 lud das EDI Behördenmitglieder und Interessengruppen aller
drei staatlichen Ebenen zu einer nationalen Drogenkonferenz nach Bern ein. Die
Bundesräte Koller und Dreifuss riefen dazu auf, die drogenpolitische Debatte zu
deblockieren. Polarisierte Meinungen prallten kaum aufeinander. CVP, FDP und SP
bekräftigten schon vor der Tagung ihre Absicht, eine Teilrevision des
Betäubungsmittelgesetzes anzustreben, um möglichst rasch die gesetzliche Grundlage
für die ärztlichen Substitutionsprogramme mit Heroin zu schaffen. Derart konkrete
Fragen behandelte die Konferenz allerdings nur am Rande. Generell herrschte Einigkeit
darüber, dass in der Drogenpolitik differenziert und behutsam vorgegangen werden
muss, wobei Kohärenz, Koordination und Kommunikation zwischen allen Beteiligten zu
fördern und auszubauen seien. 49

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.02.1995
MARIANNE BENTELI

Bereits vor der Vernehmlassung hatte sich die FMH, die Vereinigung der Schweizer
Ärzte, für eine Entkriminalisierung des Drogenkonsums, eine Verstärkung der
Prävention und die Ausdehnung der Behandlung mit Ersatzdrogen ausgesprochen. Bei
Schwerstsüchtigen müsse unter Umständen anfänglich die konsumierte Substanz wie
etwa Heroin eingesetzt werden, allerdings im Rahmen eines klar definierten
Therapieansatzes. 50

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.02.1996
MARIANNE BENTELI

Sport

Zumindest während ihrer Rekrutenschule können Spitzensportler inskünftig mit mehr
Verständnis seitens des Staates rechnen. Da die viermonatige RS oft negative
Auswirkungen auf Training und Wettkampf hat, wurde das Pilotprojekt «Sportkompanie
ad hoc» ins Leben gerufen. Athleten mit Ausweisen des nationalen Komitees für
Elitesport, Mitglieder von Nationalmannschaften A und B und Junioren sowie weitere
Elitesportler können, falls sie dafür selektioniert werden, einen Teil ihrer RS (25 Tage)
mit individuellem Training und einer Ausbildung zum Sportanimator verbringen. In
dieser Funktion sollen sie dann ihre Wiederholungskurse in den Rekrutenschulen
leisten. 51

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.03.1992
MARIANNE BENTELI

Das schlechte Abschneiden der Schweizer Athletinnen und Athleten an den
Olympischen Spielen von Albertville (Frankreich) und Barcelona (Spanien) liess erneut
die Frage nach der Rolle des Staates im Elitesport aufkommen. Während der frühere
Spitzensportler und heutige FDP-Generalsekretär Kauter schon mal laut über die
Schaffung eines Staatssekretariats für Sport nachdachte, gab man sich bei den anderen
Parteien eher reserviert. Der für Sport zuständige Bundesrat Cotti liess ebenfalls keinen
Zweifel daran, dass sich die Regierung weiterhin nicht in die Belange des
Hochleistungssports einmischen will. 52

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.08.1992
MARIANNE BENTELI

Mitte Mai 1994 konnte die Eidgenössische Sportschule Magglingen (ESSM) im Beisein
von Bundesrätin Dreifuss und von rund 900 Gästen aus Sport, Kultur, Politik und
Wissenschaft ihr 50-jähriges Bestehen feiern. Die ESSM nutzte ihr Jubiläum, um mit
gezielten Aktionen an die Öffentlichkeit zu treten und ihre Bedeutung zu
unterstreichen, die sich seit der Gründung 1944 – als sie in erster Linie als
Unterstützung der Wehrhaftigkeit der Schweizer Armee verstanden wurde – stark
geändert hat. In Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Kultur wurde ein
Jubiläumssymposium durchgeführt, an welchem rund 150 Vertreterinnen und Vertreter
verschiedenster Institutionen das Sportverständnis als Orientierungsrahmen für die
künftige Entwicklung des Sportes und als Element der gesamtgesellschaftlichen Kultur
definierten und präzisierten. 53
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Der vom Verein Solothurner Polittage jährlich vergebene «Wengistein», eine
Auszeichnung für «exemplarische Zivilcourage» ging dieses Jahr an die Schweizer
Fussballnationalmannschaft. Die Fussballer wurden dafür ausgezeichnet, dass sie die
internationale Medienpräsenz eines Länderspiels gegen Schweden dafür nutzten, um
gegen die vom neuen französischen Staatspräsidenten Chirac angeordnete
Wiederaufnahme der unterirdischen Atomtests im Südpazifik zu demonstrieren. 54

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.09.1995
MARIANNE BENTELI

Die Anwesenheit der Bundesräte Ogi und Dreifuss bei den olympischen Sommerspielen
von Atlanta (USA) konnte als Zeichen dafür gewertet werden, welche Bedeutung die
Landesregierung einer Kandidatur der Schweiz beimisst. Bei dieser Gelegenheit
nahmen die beiden Magistraten auch Stellung zu den Gerüchten, wonach der Bereich
Sport und insbesondere die Sportschule Magglingen vom EDI ins EMD wechseln solle.
Bundesrat Ogi bestätigte seine diesbezüglichen Aspirationen. Bundesrätin Dreifuss
vertrat hingegen die Ansicht, dass der Sport keine militärische Aufgabe, sondern
vielmehr Teil der Sozial-, Gesundheits- und Umweltpolitik sei. Aus diesem Grund sei das
Ressort vor zwölf Jahren vom EMD losgelöst worden. Allerdings könnte sie sich
vorstellen, dass der Sport gewissermassen "ad personam" zu Adolf Ogi übergehen
könnte. 55

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.08.1996
MARIANNE BENTELI

Seit dem 1. Januar des Berichtsjahres heisst das ehemalige EMD Departement für
Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS). Dessen Vorsteher, der ehemalige
Sportfunktionär Adolf Ogi, machte von Anbeginn klar, welch eminente Rolle in diesem
Rahmen für ihn der Sport einnehmen wird. Zu seinen Prioritäten erklärte er die
Förderung des Spitzensportes, zu dem die Armee durch die Einrichtung spezieller
Rekrutenschulen und durch den Aus- und Umbau von Waffenplätzen für den
Sportbetrieb beitragen soll. Ganz zentrale Bedeutung hat für ihn die Durchführung der
olympischen Winterspiele 2006 im Wallis. Relativ rasch wurde ihm in der Presse
vorgeworfen, sein Engagement für den Sport – das ihn unter anderem eine ganze
Woche an die olympischen Winterspiele von Nagano (Japan) reisen liess – führe dazu,
dass er den wirklich wesentlichen Aufgaben in seinem Departement zu wenig
Aufmerksamkeit schenke; insbesondere benutze er seine Reisen ins Ausland fast
ausschliesslich dazu, für die Winterspiele 2006 zu werben, so etwa in Moskau, Seoul
und Peking. 56

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.07.1998
MARIANNE BENTELI

Eine grössere sportpolitische Lawine trat der scheidende Präsident des Internationalen
Skiverbandes FIS und eines der vier letzten auf Lebzeiten gewählten Mitglieder des IOC,
der Schweizer Marc Hodler, anfangs Dezember los, als er behauptete, bei der Vergabe
von olympischen Spielen sei oftmals massive Korruption im Spiel. Seine Vorwürfe
richteten sich vor allem an die Organisatoren der Winterspiele 2002 in Salt Lake City
(USA). In der Schweiz gaben weniger die konkreten Anschuldigungen zu reden, die rasch
von weiteren IOC-Mitgliedern bestätigt wurden, als vielmehr die Frage, welche
Auswirkungen das Vorprellen Hodlers auf die Kandidatur Sittens haben könnte.
Besonders heikel wurde die Angelegenheit als verlautete, Ogi habe Hodler gebeten, die
Vorwürfe nicht publik zu machen. Das VBS dementierte dies vorerst, musste dann aber
eingestehen, dass Gespräche zwischen engen Mitarbeitern Ogis und Hodler
stattgefunden hatten. 57

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.1998
MARIANNE BENTELI

Nachdem Sion (VS) von der Evaluationskommission des Internationalen Olympischen
Komitees (IOK) für seine Kandidatur für die Olympischen Winterspiele 2006 nur die
allerbesten Noten erhalten hatte, durfte sich die Schweiz reelle Chancen für die
Durchführung dieses sportlichen Grossanlasses ausrechnen, um so mehr als das IOK die
Korruptionsvorwürfe seines Schweizer Mitglieds Hodler ernst zu nehmen schien und für
die weitere Vergabe von Austragungsorten „saubere“ Verhältnisse in Aussicht stellte. 

Um so grösser war die Enttäuschung, als das IOK mit 53 zu 36 Stimmen den Zuschlag für
die Olympischen Winterspiele 2006 der norditalienischen Stadt Turin erteilte, obgleich
die Evaluationskommision diese Kandidatur wegen der langen Transportwege eher
negativ beurteilt hatte. Als Hauptgrund für die Vergabe an Italien wurde in den
Schweizer Medien die Finanzkraft des Turiner Fiat-Moguls Agnelli sowie dessen
persönliche enge Beziehungen zu IOC-Präsident Samaranch genannt, aber auch der
Umstand, dass die Bewerbung Roms für den Olympischen Sommerspielen 2004 trotz
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eines exzellenten Dossiers das Nachsehen gegenüber Athen hatte. Hinter vorgehaltener
Hand wurden aber auch Schweizer Sündenböcke ausgemacht: Marc Hodler, der den
IOC-Skandal aufgedeckt hatte, die Debatte über die von Ogi stark favorisierten
Mehrwertsteuergeschenke an das IOC sowie die internationale Isolation der Schweiz. 58

Ebenfalls in Magglingen gab Ogi im November vor rund hundert
Spitzensporttrainerinnen und -trainern seinem Unmut über die Stellung der Schweiz im
internationalen Hochleistungssport Ausdruck. Verglichen mit anderen europäischen
Ländern mit ähnlicher Grösse und Bevölkerungszahl und vergleichbaren ökonomischen
Möglichkeiten sei die Schweiz fast schon sportpolitisches Entwicklungsland. Ogi ortete
fünf Felder, in denen Verbesserungen möglich sein müssten: Schliessen der Lücken in
der Förderungskette (von Klub bis Verband) junger Spitzensportler, Durchlässigkeit
zwischen Schule und Intensivtraining, Anerkennung des Spitzensports als Berufslehre,
Förderung von Nachwuchsprojekten und Schaffung eines lokalen Sportnetzes. 59

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.11.1999
MARIANNE BENTELI

Die Fussball-Europameisterschaft 2008, die gemeinsam von der Schweiz und von
Österreich ausgerichtet wird, vermochte auch im Berichtsjahr die Gemüter zu erhitzen.
Für politischen Sprengstoff sorgte vor allem das Eingeständnis des Bundesrates, sich
bei den Kosten für die öffentliche Hand massiv verrechnet zu haben. Während das
Parlament 2002 noch von einem Bundesbeitrag von 3,5 Mio Fr. ausgegangen war, den
es auch prompt bewilligt hatte, rechnete das VBS nun in erster Linie aus
Sicherheitsgründen (Hooliganismus) mit Gesamtkosten von 203,6 Mio Fr., wovon auf
den Bund 93,5 Mio entfallen sollen, 28,5 Mio auf die Gesamtheit der Kantone und 81,6
Mio Fr. auf die „Host cities“. (Zur Bekämpfung des Hooliganismus soll das Bundesgesetz
zur Wahrung der inneren Sicherheit verschärft werden, siehe dazu hier). Das führte
nicht nur in den Austragungsorten, vor allem in Bern und Genf, zu heftigem Unmut bis
hin zu Boykott-Drohungen, umso mehr als sich UEFA und Schweizerischer
Fussballverband trotz der erwarteten enormen Gewinne weigern, sich mehr als nur
symbolisch an den Sicherheitskosten zu beteiligen; auch im Gesamtbundesrat stiess
VBS-Vorsteher Schmid vorerst auf wenig Gegenliebe. Er wurde von seinen Kollegen
aufgefordert, die aus dem Ruder laufenden Kosten besser zu begründen. Das VBS ging
noch einmal über die Bücher und reduzierte die Kosten für die öffentliche Hand auf 180
Mio Fr., wovon der Bund rund 75 Mio Fr. übernehmen soll; gemäss einem vom Bund in
Auftrag gegebenen Gutachten müsste aus rechtlicher Sicht der SFV  sämtliche
Sicherheitskosten des Grossanlasses übernehmen.

Für viel Unverständnis sorgten auch die millionenschweren Auflagen, welche die UEFA
den „Host cities“ machen will, sowie ihr Ansinnen, die von ihr ausgerichteten
Siegerprämien dem Schweizer Fiskus zu entziehen.

Trotz der Querelen vom Vorjahr wird Zürich doch noch drei EM-Vorrundenspiele
durchführen können; nachdem keine Rekurse eingegangen waren, stimmten die
Zürcher Stimmberechtigten einem Kredit von rund 120 Mio Fr. für einen Neubau und
einen EM-gerechten Ausbau des Letzigrund-Stadions zu. 60

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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Die Fussball-Europameisterschaft EURO 2008, der drittgrösste Sportanlass der Welt
nach Olympischen Spielen und Fussball-Weltmeisterschaften, die von der Schweiz und
Österreich ab dem 6. Juni 2008 ausgerichtet wird, erzeugte in der Bevölkerung, in den
Medien und in der Politik auch negative Reaktionen. Insbesondere wurde kritisiert, dass
damit hohe, über Steuern finanzierte Ausgaben auf die Schweiz und die vier „Host-
cities“ (Basel, Bern, Genf und Zürich) zukommen, dass der Gewinn für die
Volkswirtschaft dagegen nur marginal sei, da die Erfolgshonorare der Spieler und die
milliardenschweren Gewinne der UEFA (Vermarktung der TV-Rechte, Sponsorverträge)
nicht oder nur zu einem verschwindenden Teil in der Schweiz versteuert werden
müssen, da die UEFA den Grossteil der Gewinne an die (ausländischen)
Mitgliederverbände verteilt und in der Schweiz als gemeinnütziger Verein kaum Steuern
bezahlt. (Zu Fragen bezüglich der EURO 08 im Bereich der inneren Sicherheit
(Hooliganismus) sowie der Leistungen der Armee siehe hier resp. hier) 61

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.12.2007
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.21 23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die Sportverbände und die kantonalen Polizeidirektoren einigten sich beim siebten
Runden Tisch gegen Gewalt im und um den Sport auf verbindliche Massnahmen. So soll
in den Fussballstadien und deren Umgebung mittelfristig nur noch Leichtbier
ausgeschenkt werden. Ausserdem müssen alkoholfreie Getränke billiger sein als Bier.
Für Hochrisikospiele wird gar ein Alkoholverbot geprüft. Geplant wurde darüber hinaus
ein Rahmenkonzept „Fan-Arbeit“, das die Rolle und Aufgabe der Fan-Arbeit definiert.
Strengere Zutrittskontrollen werden ebenfalls geprüft. Vorgesehen sind auch
Massnahmen gegen das Abschiessen von Feuerwerkskörpern. 62

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.01.2010
LUZIUS MEYER

Angesichts des von vier Schweizer Regionen und Kantonen geäusserten Interesses an
einer Kandidatur für die Olympischen Spiele 2026 in der Schweiz fand am 11. März 2016
eine ausserordentliche Versammlung des Schweizerischen Sport- und
Olympiadachverbands Swiss Olympics statt. Das Parlament des Verbands (das
sogenannte «Sportparlament») – bestehend aus Delegierten der olympischen Verbände
der Schweiz – entschied, eine Schweizer Kandidatur unter zwei Hauptbedingungen zu
unterstützen: Erstens müsse insbesondere die Austragungsregion, aber auch die
restliche Schweiz vom Projekt profitieren können und zweitens müsse die Kandidatur
so attraktiv und überzeugend sein, dass sie bei der Abstimmung des Internationalen
Olympischen Komitees (IOC) im Herbst 2019 die Mehrheit der Stimmen auf sich
vereinen könne. Darüber hinaus gab das Sportparlament weitere zu erfüllende
Rahmenbedingungen vor: Die Kandidatur solle die Unterstützung von Politik, Wirtschaft
und Tourismus der Schweiz hinter sich vereinen, verschiedensten Umweltaspekten
Rechnung tragen und als «Motor für eine Revitalisierung des Wintersports» dienen, wie
es die Zeitung «Südostschweiz» formulierte. Für den Projektierungsprozess sprach das
Sportparlament ein Budget von CHF 1 Mio. verteilt über vier Jahre und legte zudem
einen eher straffen Zeitplan fest: Bis Ende 2016 müssten die jeweiligen Kandidaturen
ein Bewerbungsdossier einreichen, zudem müssten bis zum darauffolgenden Frühling
in allen an einer Kandidatur interessierten Kantonen Volksabstimmungen abgehalten
werden, damit im Herbst 2017 ein Schweizer Kandidat für die Olympischen Spiele 2026
gewählt und aufgestellt werden könne. Für eine solche Wahl müssten aber sämtliche
Bedingungen erfüllt sein, betonte Swiss Olympic. 

Neben den drei Schweizer Kantonen Graubünden, Wallis und Bern und der
Genferseeregion, die sich allesamt eine Olympiakandidatur vorstellen konnten, zeigten
sich sowohl Teile der Politik als auch Vertretende aus den Reihen der
Wirtschaftsverbände sowie der Sport- und Tourismusbranche erfreut über diesen
positiven Grundsatzentscheid von Swiss Olympic. Auch der Bundesrat hatte sich für die
Austragung der Olympischen Winterspiele 2016 in der Schweiz ausgesprochen. Gemäss
dem obersten «Schweizer Sportler» (Südostschweiz), Guy Parmelin, welcher mit einer
Grussbotschaft die Sitzung des Sportparlaments eröffnete, stellten die Olympischen
Spiele eine grosse Chance dar, die Schweiz auf der internationalen Bühne zu
präsentieren. Dem stimmte auch Jörg Schild als Präsident von Swiss Olympic zu; die
Schweiz sei mit ihren Bergen und einer langen Wintersport-Tradition eine exzellente
Kandidatin zur Ausrichtung dieses vierjährlichen Sportfests. Es handle sich darüber
hinaus um eine «grosse Chance für die Schweiz, der Welt zu beweisen, dass
ökologische und finanziell tragbare Spiele möglich seien», so Schild gegenüber der
Südostschweiz.
Es gelte allerdings zu beachten, dass die grösste Hürde für die Ausrichtung einer
Winterolympiade in der Schweiz wohl in deren Finanzierung liege, warf Sportminister
Parmelin im Nachgang der Session des Sportparlaments trotz seiner Freude über den
positiven Entschluss ein. Diese könnte insbesondere zum Problem werden, da die ein
Jahr nach den Winterspielen angedachte Landesausstellung 2027 in der
Bodenseeregion mit der Olympiade um die Gelder konkurrenzieren könnte. Es handle
sich um «zwei sehr teure Anlässe in kurzer Zeit», was die finanzielle Unterstützung
beider Vorhaben vonseiten des Bundes politisch sehr unwahrscheinlich mache, so der
Bundesrat. 

Kritische Stimmen gegenüber einer Schweizer Kandidatur für die Olympischen Spiele
wurden zudem aus Wissenschaftskreisen laut. Das Risiko von chancenlosen
Kandidaturen sei auch bei diesem Anlauf gross, fand der emeritierte Professor für
Freizeit und Tourismus, Hansruedi Müller: Die Schweiz habe bereits ausreichend
Erfahrungen mit «kläglich gescheiterten Kandidaturen» gemacht, postulierte er im
Gespräch mit der BZ. Auf zwei Austragungen der Olympischen Spiele, welche in der
ersten Hälfte des letzten Jahrhunderts in der Schweiz stattgefunden hatten, folgten 13
erfolglose Bewerbungen. Nicht wenige Male scheiterte der Traum des erneuten
Entfachens des olympischen Feuers in der Schweiz an der Stimmbevölkerung. Dies sei
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auf das zunehmende Imageproblem der Olympischen Spiele zurückzuführen, fand
Jean-Loup Chappelet, Professor für Public Management an der UNIL: Sie gälten als zu
teuer und zu elitär. Dazu kämen viele negative Schlagzeilen, unter anderem bezüglich
des Gigantismus der Spiele in Sotschi und Peking, Menschenrechtsverletzungen sowie
verheerenden Umweltschäden. Infolge der Neuerungen im Rahmen der Reformagenda
2020 des IOC, welche angestossen worden sei, um dieser international beobachteten
Entwicklung entgegenzuwirken, seien Kandidierende aus kleineren Ländern, welche sich
vom Gigantismus lossagen und auf Nachhaltigkeit setzten, jedoch geradezu erwünscht,
hielt Swiss Olympics-Präsident Jörg Schild dagegen.

Gemäss einer repräsentativen Umfrage des Forschungsinstituts Demoscope im Sommer
2016 befürwortete eine Mehrheit von 57 Prozent der Schweizer Bevölkerung generell
eine Schweizer Kandidatur für die Olympischen Spiele 2026. Allerdings war ein
ähnlicher Anteil der Befragten auch der Meinung, dass die Kosten den Nutzen
überwögen. Drei von vier Befragten erwarteten aber einen positiven Effekt auf die
Schweizer Tourismusindustrie, so die NZZ. Diese hohen Zustimmungswerte, welche sich
vor allem im Mittelland und der Nordwestschweiz zeigten, zeugten von ausgeprägter
«innerhelvetischer Solidarität mit Tourismusregionen», schrieb die Südostschweiz. Die
Umfrage von Demoscope fragte auch nach dem präferierten Projekt, wobei die Bündner
Kandidatur wegen ihres dezentralen Charakters deutlich die Nase vorn hatte. Knapp
jede fünfte befragte Person bevorzugte diese gegenüber den Westschweizer
Kandidaturen, bei den Befragten aus der Ostschweiz war es sogar jede Vierte. 63

Knapp zwei Jahre nach der Ablehnung der Bündner Olympia-Kandidatur 2022 durch
das Stimmvolk Graubündens wagte der Regierungsrat mit einer positiven Antwort auf
einen Auftrag Cavegn (cvp) für die Unterstützung einer Kandidatur für die Olympischen
Winterspiele 2026 im August 2015 einen erneuten Anlauf. Dieser Prozess war von den
drei Bündner Wirtschaftsdachverbänden und Hotelleriesuisse Graubünden angestossen
und unterstützt worden. Die Begründung: Die wirtschaftliche Situation im Kanton
Graubünden habe sich seit 2013 stark verschlechtert, in einzelnen Tälern sei die
Situation gar «alarmierend». Schweizerische Olympische Winterspiele könnten dieser
Problematik Abhilfe verschaffen und der Wirtschaft sowie dem Tourismus den
notwendigen Schub verleihen. Nach der positiven Reaktion der Kantonsregierung und
deren Antrag auf Annahme überwies das Kantonsparlament den Auftrag in der
Wintersession 2015 und gab damit das «definitive Startsignal» (NZZ) zur Ausarbeitung
einer Kandidatur des Kantons Graubünden. 
Wie Andreas Wieland, der Vorsteher des Projektteams, welches aus prominenten
Personen aus Wirtschaft und Tourismus bestand, gegenüber der NZZ verlauten liess,
liege der Schwerpunkt der Bündner Kandidatur 2026 – anders als bei der Kandidatur
2022 – stärker auf der bestehenden Infrastruktur und weniger auf Neubauten. So
sollten die Winterspiele 2026 dezentral und verteilt über die Bergregionen des Kantons
Graubünden, aber auch in der restlichen Schweiz mit einer modernen High-Tech-
Übertragung stattfinden. Der Schneesport solle im Bündnerland und der Hallensport
vorwiegend in Zürich ausgetragen werden, so der Plan. 

Neben der Zustimmung der Bündner Wirtschafts-, Tourismus- und bürgerlichen
Politikkreise zu potenziellen Olympischen Spielen 2026 wurden auch kritische Stimmen
zu einer möglichen Bündner Kandidatur laut. Diese stammten vorwiegend aus den
Reihen der linken Parteien sowie des Komitees «Olympiakritisches Graubünden»,
welche sich bereits beim Vorgängerprojekt zwei Jahre zuvor gegen eine Kandidatur
gewehrt hatten. «Milliardeninvestitionen in den übersättigten Wintertourismus» (NZZ)
sowie der den Winterspielen vorauseilende Ruf des Gigantismus seien im Ostschweizer
Kanton deutlich fehl am Platz und brächten nachhaltig keinen Profit ein, lautete das
Argument. Während die SP dem Vorhaben nicht vollständig ablehnend gegenüberstand,
zeigte sich die Partei doch besorgt über die starke Kostenunsicherheit. Wie SP-
Grossrat Jon Pult im Gespräch mit der Südostschweiz postulierte, leide die
Glaubwürdigkeit der Diskussion zu den Olympischen Spielen stark unter dem Fakt, dass
die «gleichen Repräsentanten, die vor wenigen Jahren gesagt haben, dass die damalige
Bündner Kandidatur sehr gut sei, alle profitieren würde, sauber sei, nachhaltig und
umweltbewusst» jetzt sagten, dass die neue Kandidatur «ganz anders» sei.

Im Oktober 2016 erhielt der Kanton Graubünden schliesslich eine Absage des Wunsch-
Parnerstandorts Zürich: Die Stadt werde keine weitreichenden Garantien übernehmen,
sich nicht als Host City zur Verfügung stellen, nicht im OK mitwirken und auch keine
neue Infrastruktur für die Olympischen Spiele schaffen, so die Position der Zürcher
Stadtregierung. Sie sei allerdings offen dafür, die Eröffnungs- und Schlusszeremonie
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und auch die Medaillenübergaben vor dem Panorama der Stadt Zürich abzuhalten –
gegebenenfalls gegen eine Entschädigung. 
Anfang Dezember 2016 verkündete der Bundesrat, dass er eine Schweizer Olympia-
Kandidatur begrüsse, und zeigte sich grundsätzlich bereit, diese auch finanziell zu
unterstützen. Noch im selben Monat hiess der Bündner Grossrat eine
Regierungsbotschaft für den Verpflichtungskredit in der Höhe von CHF 25 Mio. mit 97
zu 17 Stimmen bei 1 Enthaltung gut. Von dem für die Kandidaturphase des Bündner
Projekts bis zur Vergabe des Standorts der Olympiade 2026 durch das Internationale
Olympische Komitee im Herbst 2019 vorgesehenen Verpflichtungskredit würde der
Kanton Graubünden jedoch maximal CHF 9 Mio. übernehmen müssen, für den
restlichen Betrag würden der Bund und Swiss Olympic je zur Hälfte aufkommen, führte
die grossrätliche Kommission für Wirtschaft und Abgaben in ihrer Medienmitteilung auf.
Das letzte Wort bezüglich der Finanzierungsfrage und somit auch zur Kandidatur werde
Mitte Februar 2017 das Bündner Stimmvolk haben, so die NZZ.

Parallel zu diesen Entwicklungen prüfte der Schweizerische Sport- und
Olympiadachverband Swiss Olympics auf nationaler Ebene verschiedene
Voraussetzungen, welche Veranstaltende von schweizerischen Olympischen Spielen
erfüllen müssten. Neben dem Bündner Projekt standen auch ein Walliser und ein
Berner Projekt für Olympische Spiele 2026 zur Diskussion, zudem hatte auch die
Genferseeregion bereits Interesse an einer Kandidatur bekundet. 64

Nach einer Vorbereitungsphase für eine Kandidatur für Olympia 2026 im Graubünden
von knapp einem Jahr stand im Februar 2017 der Bündner Volksentscheid zum Kredit
von CHF 25 Mio. zur Ausarbeitung einer Olympia-Kandidatur an. 
Die Befürwortenden und die Gegnerschaft der Bündner Kandidatur führten einen
Abstimmungskampf mit äusserst ungewissem Ende – wie die Medien betonten –,
nachdem eine Kandidatur für Olympia 2022 erst wenige Jahre zuvor trotz gross
angelegter Pro-Kampagne an der Urne gescheitert war. Die Voraussetzungen für eine
Olympia-Kandidatur hätten sich in den vergangenen Jahren mit der neuen Olympischen
Agenda 2020 des IOK jedoch geändert, argumentierten die Befürwortenden – allen
voran Mitinitiant des Projekts Andreas Wieland, welcher versicherte, dass das Bündner
Konzept diesen neuen Forderungen weitgehend entspreche. Die Befürwortenden sahen
in Bündner Winterspielen im Sinne einer gross angelegten Standortförderung die
Chance, den Tourismus und die Wirtschaft des Kantons anzukurbeln, nachdem sich
Letztere seit 2013 massiv verschlechtert habe. Wie der Volkswirtschaftsdirektor des
Kantons, Jon Domenic Parolini (GR, bdp), vor der Abstimmung befand, stünden die
Chancen für eine Annahme in den touristischen Regionen des Kantons grundsätzlich
gut. Die weniger touristischen Ortschaften wie das Rheintal müssten jedoch noch
stärker für die Vorteile des Vorhabens sensibilisiert werden, so seine Einschätzung. Zu
den organisierten Befürwortenden gehörten unter anderem die bürgerlichen Parteien,
die Bündner Wirtschafts- und Tourismusverbände sowie die Ostschweizer
Regierungskonferenz. 
Die Kontrahenten des Vorhabens – bestehend aus dem Komitee «Olympiakritisches
Graubünden» sowie aus den linken Parteien und den Umweltverbänden – sahen in
einer Volksabstimmung so kurz nach dem letzten Volksnein eine «Zwängerei». Gemäss
Jon Pult (GR, sp), dem prominentesten Gegner des Olympiavorhabens, bestehe in der
Bevölkerung grosser Unmut über diese erneute Abstimmung. Auch der enge Zeitplan –
welcher sich nach dem Vorverschieben der Volksabstimmung auf Wunsch von Swiss
Olympics noch verdichtet hatte – bot Stoff für Kritik: Die transparente Auflistung der
genauen Kosten sei damit nicht möglich und der Bevölkerung werde so die «Katze im
Sack» verkauft, so Sylvia Semadeni (GR, sp) im Gespräch mit der LZ. Weiter gab die
Kontra-Seite zu bedenken, dass der Gigantismus mit der «Pseudoreform-Agenda
2020» (NZZ) nicht wesentlich verhindert werde, es handle sich dabei vielmehr um eine
«Imageübung» (AZ) des IOK. Auch dass die Winterspiele den gewünschten grossen
Profit für alle abwerfen werden, bezweifelte Pult; viel wahrscheinlicher sei es, dass sie
nichts als hohe Defizite für die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler hinterliessen und
kurze wirtschaftliche «Strohfeuer» (WW, LZ) die bestehenden wirtschaftlichen
Probleme nicht nachhaltig würden lösen können.

Am 12. Februar 2017 erlosch «Graubündens Olympia-Flämmchen» (NZZ) schliesslich
vollständig. Die Stimmbevölkerung lehnte die Vorlage an der Urne mit einem Nein-
Stimmenanteil von 60.1 Prozent und einer Stimmbeteiligung von 50.1 Prozent ab und
zeigte damit, dass sich die Haltung gegenüber den Olympischen Spielen seit dem
Volksnein 2013 nicht grundlegend verändert hatte. Die Angst vor einem Finanzdesaster,
Gigantismus und Fremdbestimmung überwogen noch immer, war sich die Presse einig.
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Das klare Nein sei nicht zuletzt einerseits auf das bevölkerungsstarke Chur und
andererseits auf die möglichen Host-Citys und Tourismus Hotspots St. Moritz, Arosa
und Davos zurückzuführen, welche entgegen den Erwartungen der Befürwortenden den
Kredit für die Ausarbeitung von Winterspielen in ihrem Kanton ablehnten. Im Rennen
um die schweizerischen Olympischen Spiele 2026 verblieb damit nur noch die Walliser
Kandidatur. 65

Im Juni und Anfang Juli 2019 wurde in Frankreich die Frauenfussball-
Weltmeisterschaft ausgetragen. Obwohl die Schweiz die Qualifikation für das Turnier
nicht geschafft hatte, war hierzulande im selben Monat wie der Frauenstreik auch die
Geschlechtergleichberechtigung im Fussball ein Thema, das von den Medien
aufgegriffen wurde. 
So lancierte beispielsweise Sarah Akanji (ZH, sp), Zürcher Kantonsrätin und Fussballerin,
zusammen mit Mattea Meyer (sp, ZH) und Cédric Wermuth (sp, AG) eine Petition, mit
der sie beim SRF erwirken wollte, dass alle Spiele dieser Frauenfussball-
Weltmeisterschaft mindestens online live gestreamt und die Endrunde live im
Fernsehen gezeigt werden. Beim SRF stiessen diese Forderungen jedoch auf wenig
Verständnis. Das Programm werde unabhängig von politischen Interessen
zusammengestellt. Gegenüber den Medien zeigte sich Akanji enttäuscht, da durch den
Livestream ein neues Publikum hätte erreicht werden können. Denn gerade die
Öffentlichkeit und Sichtbarkeit – wie zum Beispiel die Ausstellung der FIFA zum
Frauenfussball – seien eminent wichtig, um zu zeigen, dass Frauen und Männer «gleich
viel wert sind». 
Auch die Lohnunterschiede zwischen Fussballerinnen und Fussballern wurde in den
Medien diskutiert. Während der deutsche Sportökonom Frank Daumann die
Differenzen mit dem Angebot-Nachfrage-Prinzip rechtfertigte, forderten
Fussballerinnen den gleichen Lohn für die gleiche Arbeit. Neben den
Gehaltsdifferenzen zwischen den Geschlechtern zeigten sich zum Zeitpunkt der WM
ebenfalls Unterschiede bezüglich Bezahlung zwischen den verschiedenen Frauenteams:
Schweizweit waren 2018 lediglich zwei Spielerinnen vom Servette FC als Profis
registriert. 16 der 25 Nationalspielerinnen spielten 2019 im Ausland, wo das Gehalt und
die Bedingungen als besser gelten. 
In der Zwischenzeit stiess die Frauenfussball-Weltmeisterschaft weltweit auf so grosses
Interesse wie noch nie zuvor. Über eine Milliarde Zuschauerinnen und Zuschauer
verfolgte den Anlass über das Fernsehen und auch in der Schweiz war die
Berichterstattung über die Veranstaltung beachtlich. Verschiedene Zeitungen befassten
sich mit dem Frauenfussball-Boom und erklärten, die Schweizer Fussballvereine
müssten nun aufpassen, dass sie bezüglich weiblicher Teams den Anschluss an die
Clubs anderer Länder nicht verlören. 66
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Im Juni 2019 gastierte der Formel-E-Zirkus in der Stadt Bern. Obwohl das Budget von
CHF 15 Mio. durch Sponsoren getragen wurde und somit keine Steuergelder flossen, die
Tickets innerhalb einiger Minuten ausverkauft waren und über 100'000 Leute live
mitverfolgten, wie mit Sébastien Buemi ein Schweizer aufs Podest fuhr, fand der ganze
Anlass nicht ohne Nebengeräusche statt. 
Bereits im Vorfeld war das Rennen stark umstritten. Während für die Stadtregierung die
Elektromobilität sowie die neuen Technologien im Zentrum standen und
Sicherheitsdirektor Reto Nause (BE, cvp) den Anlass als «Event in der Champions
League» bezeichnete, äusserten die Gegnerinnen und Gegner den Vorwurf, das Rennen
sei nicht nachhaltig und nütze nur dem Tourismus und dem Veranstalter. Die Regierung
wurde vom Parlament heftig kritisiert und Gemeinderätin Ursula Wyss' (BE, sp) positive
Haltung gegenüber der Veranstaltung führte in der SP-Parteiführung zu Diskussionen.
Umweltschützer und -schützerinnen betonten, die Formel-E sei umweltschädlich und
Elektroautos stellten keine wirksame Massnahme gegen den Klimawandel dar. Zudem
wiesen sie auf die 1'000 Lastwagenfahrten hin, die für den Materialtransport nach Bern
nötig gewesen waren. Die Veranstalter ihrerseits machten auf ihre Partnerschaft mit
myclimate aufmerksam und erklärten, dass ihr Ziel eine klimafreundliche Durchführung
des Events sei. Laut der Berner Zeitung verursachte der gesamte E-Prix-Zirkus im
Vorjahr aber 32'000 Tonnen CO₂. 
Weitere Spannungen gab es bezüglich der Streckenführung, welche die Veranstalter
wegen der Kulisse so nahe wie möglich bei der Stadt haben wollten. Dadurch waren
Teile des Obstbergquartiers für einige Tage nicht mehr mit dem Auto erreichbar und
auch der öffentliche Verkehr war eingeschränkt. Gemäss Heini Gysel, Präsident der
Nachbarschaftsgruppe, sprachen sich 9 von 10 Einwohnerinnen und Einwohner gegen
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den Anlass aus. Die Kommunikation sei mangelhaft gewesen und man sei enttäuscht von
der rot-grünen Regierung. Ein weiterer Vorwurf lautete, dass die Anwohnerinnen und
Anwohner nie gefragt worden seien, ob sie das Rennen wollten. Doch nicht alle im
Obstbergquartier waren dem Rennen gegenüber negativ eingestellt. So gab es
beispielsweise auch Personen, die ihren Balkon für eine bessere Sicht auf die Strecke
vermieteten.
Nicht nur Bewohnerinnen und Bewohner des Obstbergquartiers zeigten sich nicht sehr
erfreut über den Event, auch die Begeisterung der Ladenbesitzer und -besitzerinnen in
der Altstadt hielt sich in Grenzen. Grund dafür war das sogenannte E-Village, also die
Fanzone, mit der einige Gassen völlig zugestellt wurden. Kundinnen und Kunden blieben
in der Folge wegen des erschwerten Zugangs aus und die Eigentümer und
Eigentümerinnen der Geschäfte beschwerten sich, dass sie nicht informiert worden
seien. 
Der Formel-E-Veranstaltung wurde zudem mit Protest begegnet. Das Grüne Bündnis
und einige andere linke Parteien bildeten zusammen das Bündnis «Formel-E ade». Am
Donnerstag vor dem Rennen gab es eine bewilligte Velodemonstration, an der gut 1'000
Personen teilnahmen. Weil dabei Infrastrukturen, Werbebanner wie auch TV- und
Stromkabel beschädigt wurden, was in einem Sachschaden von CHF 400'000
resultierte, konnte am Freitag ein geplantes Training erst gegen Abend stattfinden.
Alberto Longo, stellvertretender Geschäftsführer der Formel-E, zeigte kein Verständnis
für die Vandalen und liess verlauten, dass man rechtliche Schritte prüfen wolle. Obwohl
das Rennen friedlich verlief, kam es auch in den darauffolgenden Tagen noch zu
Problemen. So funktionierte wegen den Abbauarbeiten auch drei Tage nach der
Veranstaltung der ÖV nicht völlig reibungslos.
Eine Rückkehr der Formel-E nach Bern dürfte unwahrscheinlich bleiben. Dies nicht nur
wegen den Gegnern und Gegnerinnen, sondern auch weil – wie im Januar 2020 bekannt
wurde – die Swiss E-Prix Operations AG, die Organisatorin der Schweizer Formel-E-
Rennen, Konkurs ging. 67

Vom 23. bis zum 25. August 2019 fand in Zug das Eidgenössische Schwing- und
Älplerfest (ESAF) statt, über das in den Medien ausführlich berichtet wurde. In dem
weltweit grössten temporären Stadion der Welt wurde Christian Stucki vor 56'500
Zuschauern zum Schwingerkönig gekrönt. Es handelte sich um das bislang grösste
Schwingfest der Geschichte. Das Budget von CHF 36.5 Mio. entsprach gemäss Presse
dem Sechsfachen von dem, was 1998 in Bern für das damalige Schwingfest budgetiert
worden war. Doch nicht nur die Gelder, sondern auch die Anzahl Zuschauer und
Zuschauerinnen hatte in den vergangenen 25 Jahren stetig zugenommen. Auf dem 105
Fussballfelder grossen Festgelände fanden sich in drei Tagen schätzungsweise 420'000
Personen ein. Im Vorfeld hatte man mit 85'000 Logiernächten gerechnet.
Entsprechend gross war auch die Nachfrage nach Tickets gewesen. Mehr als 180'000
Leute hatten sich für die der allgemeinen Öffentlichkeit zur Verfügung stehenden
Eintrittskarten interessiert. Dies machten sich einige Billettinhaber und -inhaberinnen
zunutze, indem sie die CHF 150 bis CHF 245 teuren Karten auf Internetplattformen wie
Ricardo für bis zu CHF 1'600 für zwei Tickets weiterverkauften. Das
Organisationskomitee ging gegen diese Weiterverkäufe mittels Drohungen vor, mit dem
Ziel die Verkäufer und Verkäuferinnen zu belangen und die weiterverkauften Billette für
ungültig zu erklären.
Der Grund für das breite Interesse der Allgemeinheit am Schwingsport schrieben die
Medien dem Fernsehen zu. Hatte man 2001 noch vor dem Schlussgang zur Endphase
eines Formel-1-Rennens umgeschaltet, so wäre dies 2019 undenkbar gewesen. Das SRF
konnte mit über einer Million Fernsehzuschauerinnen und -zuschauern und einer
Traumquote von siebzig Prozent einen grossen Erfolg verbuchen. Neben der hohen
Einschaltquote konnte das Staatsfernsehen auch vom für sie ausserordentlich
günstigen Deal mit dem Schwingverband profitieren. Rolf Gasser,
Verbandsgeschäftsführer, wollte zwar keine Zahlen nennen, der Jahresrechnung lässt
sich allerdings entnehmen, dass das SRF dem Verband für die TV-Rechte pro Jahr
lediglich CHF 172'320 entrichten muss – die Verbände des Fussballs und Eishockeys
kassieren vergleichsweise ca. CHF 30 Mio. pro Jahr. Dieser Vertrag läuft noch bis 2022,
der Schwingverband hat allerdings nicht vor, danach an der momentanen Situation
etwas zu verändern. Es sei eine «Win-win-Situation» für beide Seiten, so Gasser in der
Aargauer Zeitung. 
Auch die Schwinger – im Zusammenhang mit dem ESAF erhalten Schwingerinnen kaum
Aufmerksamkeit – selber konnten vom wachsenden Interesse an ihrem Sport
profitieren, denn nun waren auch Sponsoren an ihnen interessiert. 2010 wurde das
Werbeverbot für Schwinger aufgehoben. Innerhalb der Arena mag sämtliche Werbung
zwar immer noch verboten sein, die privaten Werbeeinkünfte wuchsen jedoch
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zwischen 2011 und 2019 von CHF 690'000 auf CHF 2.277 Mio. an. Das ESAF selber
konnte dank dem Sponsoring CHF 17 Mio. einnehmen. Zudem gab es so viele Anfragen
von Privaten oder Organisationen, die den Siegermuni Kolin sponsoren wollten, dass
ausgelost werden musste, wem diese Ehre zuteil wurde. 
Verschiedene Zeitungen befassten sich auch mit der Frage, ob Schwingen politisch sei
oder nicht. Währenddem die Aargauer Zeitung feststellte, dass in den vergangenen 25
Jahren mit Ausnahme von Christoph Blocher 1999 alle Hauptredner des
Eidgenössischen Schwing- und Älplerfests Bundesräte waren, griff der Tages Anzeiger
einige Geschichten auf, unter anderem dass das Schwingen, welches ursprünglich
verboten gewesen war, von Berner Aristokraten 1805 genutzt wurde, um die ländliche
Bevölkerung des Oberlandes für sich zu gewinnen. Gemäss dem Autor dieses Artikels
war der Schwingsport «stets politisch, wurde immer schon instrumentalisiert und
eigennützig gefördert». Heinz Tännler (ZG, svp), OK-Präsident des ESAF Zug 2019 und
Regierungsrat des Kantons Zug, kandidierte im Herbst 2019 für einen Sitz im Ständerat.
Er selber erklärte im Vorfeld des Schwingfests, dass die Publizität des Schwingfests
sicherlich nützlich sei, dass sich die beiden Termine aber zufällig kreuzten und er
bereits seit sechs Jahren OK-Präsident des ESAF sei. Wie sich im November 2019 zeigen
sollte, schaffte er trotz des gelungenen Schwingfests den Sprung ins Stöckli nicht. 68

Im November 2019 nahmen die Medien das Fehlen von italienischen Durchsagen bei
Fussball-Länderspielen auf. Anlass dazu war das Spiel der Schweizer
Nationalmannschaft gegen Georgien in St. Gallen, wo zwar deutsche, französische und
englische Durchsagen gemacht, das Italienische aber aussen vor gelassen wurde. Diego
Erba, Koordinator des Forums für das Italienische in der Schweiz und ehemaliger
Generalsekretär der Tessiner Bildungsdirektion, der sich das Spiel live angeschaut
hatte, wandte sich in der Folge per Brief an den Schweizer Fussballverband (SFV). Darin
stellte er die Forderung auf, dass künftig alle offiziellen Durchsagen auch in
italienischer Sprache gemacht werden müssten, da der dritten Landessprache sonst zu
wenig Respekt gezollt werde. Sportministerin Viola Amherd und dem aus dem Kanton
Tessin stammenden Aussenminister Ignazio Cassis liess er eine Kopie des Schreibens
zukommen. Während das VBS nicht auf die Beschwerde einging, stiess diese bei Ignazio
Cassis auf offene Ohren. Eine seiner Mitarbeiterinnen hob die Wichtigkeit der
Nationalmannschaft für den Zusammenhalt des Landes wie auch für das weltweite
Ansehen der Schweiz hervor. Zudem sei die Tatsache, dass man hierzulande drei
Amtssprachen respektive vier Landessprachen beheimate, inhärenter Teil der
schweizerischen DNA. Neben Erba zeigte sich auch Franco Narducci, Präsident einer
Vereinigung zur Förderung des Italienischen in Zürich, unzufrieden damit, dass
Italienisch bei den Länderspielen jeweils nicht berücksichtigt werde. Er wolle sich mit
einem ähnlichen Schreiben an die beiden Bundesräte wenden, sagte er gegenüber den
Medien. Der Schweizer Fussballverband erklärte Ende November, man werde die
Sprachenpolitik überprüfen. Dominique Blanc, SFV-Präsident, schürte zu diesem
Zeitpunkt nicht allzu grosse Hoffnungen auf eine Veränderung. Er erachte es aus
praktischen Gründen als eine Unmöglichkeit, viersprachige Durchsagen zu machen, da
dies zu viel Zeit in Anspruch nehmen würde. Aus Sicherheitsgründen müssten die
Ansagen auch von den Gästefans verstanden werden – daher die englischen
Durchsagen. Trotz dieser nicht sehr aussichtsreichen Aussage gab der SFV im
darauffolgenden Februar bekannt, dass er bezüglich seiner Sprachenpolitik über die
Bücher gegangen sei. Von nun an würden die Durchsagen in der am Spielort
gesprochenen Sprache sowie in einer Sprache, die für das Gastteam verständlich sei,
durchgeführt. Das Forum für das Italienische in der Schweiz zeigte sich mit dieser
Lösung zufrieden. 69
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Sozialversicherungen

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Jene Gewerkschaften, die einen hohen Anteil von Saisonniers vertreten, in erster Linie
die Gewerkschaft Bau und Holz (GBH), verlangen seit Jahren die Auszahlung von
Unterstützungsleistungen an Saisonniers, welche nach ihrem neunmonatigen
Arbeitseinsatz in ihre Heimat zurückkehren müssen und dort bis zu ihrer Rückkehr in
die Schweiz erwerbslos sind. Trotz Prämienleistungen an die Arbeitslosenkasse in der
Schweiz haben sie aber keinen Anspruch auf Unterstützung, weil die Schweizer AL-
Gesetzgebung einen Export von Leistungen nicht zulässt. Ausgenommen von diesem
Grundsatz sind nur die Grenzgänger, deren Status in bilateralen Abkommen geregelt ist.
Im Rahmen der EWR-Verhandlungen zeigte sich nun, dass die Schweiz bereit sein
könnte, hier eine Geste des guten Willens zu machen. Jedenfalls studierte das Biga die
Möglichkeit, zwar jenen Teil der AL-Beiträge in der Schweiz zurückzubehalten, der zur
Deckung des versicherten Risikos der Saisonniers im Inland erforderlich ist (wie
Kurzarbeit- oder Schlechtwetterentschädigung), den Rest aber — immerhin zwischen
40% und 60% der einbezahlten AL-Beträge — dem jeweiligen Wohnsitzland zu
überweisen. Dies wäre allerdings wohl auch nur eine Übergangslösung, denn bei einem
Beitritt der Schweiz zum EWR wären die Tage des Saisonnier-Statuts ohnehin gezählt. 70
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Der 1989 von einer interdepartementalen Arbeitsgruppe unter Führung des
FlüchtIingsdelegierten Peter Arbenz vorgelegte "Strategiebericht für eine Flüchtlings-
und Asylpolitik der neunziger Jahre" war vom Gedanken ausgegangen, die Ausländer-
und die Asylpolitik inskünftig vernetzt anzugehen. Die traditionelle Unterscheidung in
Flüchtlinge und erwerbstätige Ausländer sollte durch periodisch festzulegende
Kontingente für sämtliche Einwandererkategorien ersetzt werden. Der Bericht stiess
damals auf breite Ablehnung, und auch der Bundesrat distanzierte sich von dieser Idee
und setzte ihr zwei Jahre später das Drei-Kreise-Modell entgegen, welches eine klare
Trennung vornimmt zwischen Ländern, in denen Arbeitskräfte rekrutiert werden sollen
oder dürfen, sowie Staaten, deren Angehörige nur über ein Asylgesuch Aufnahme in der
Schweiz finden können. Doch auch diese Absicht fand lediglich bedingt Zustimmung. 71
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Auf einen besonders schmerzlicher Aspekt des Saisonnierstatuts wurde eine breitere
Öffentlichkeit aufmerksam, als bekannt wurde, dass Bundespräsident Koller jene
Kantone — rund ein Dutzend, vor allem welsche — zur Ordnung rufen wollte, die illegal
in der Schweiz lebende Saisonnierkinder einschulen, ohne dies der Fremdenpolizei zu
melden. Als sich jedoch die interkantonale Erziehungsdirektorenkonferenz hinter diese
Praxis stellte, das Recht auf Bildung jedes Menschen betonte und sich weigerte, zum
verlängerten Arm der Polizei zu werden, sah sich der Vorsteher des EJPD zum Einlenken
gezwungen. 72
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Anfangs Jahr wurde eine politische breit abgestützte Initiativgruppe "CH 701"
gegründet, welche sich zum Ziel setzt, durch Aufklärung und aktive Konfliktbewältigung
das Zusammenleben der einheimischen Bevölkerung mit Menschen aus fremden
Kulturkreisen zu verbessern. Die Gruppe – im Lauf des Jahres als Verein unter dem
Präsidium von Ständerätin Rosemarie Simmen (cvp, SO) etabliert – will die konstruktive
Auseinandersetzung um Werte und Lebensformen einer multikulturellen Gesellschaft in
Gang und besonders auch deren soziale Vernetzung zur Sprache bringen. Adressaten
der Bemühungen sind sowohl Ausländer – besonders Asylbewerber aus
aussereuropäischen Ländern – wie Einheimische, die in "Frontsituationen" vielfach
überfordert sind. Zum Mitmachen aufgefordert wurden in erster Linie Vereine –
insbesondere Quartiervereine –, Kirchgemeinden, Firmen, Kommunalverwaltungen und
Gewerkschaften. 73
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Angesichts der Komplexität der Materie und des Umstandes, dass immer weniger
Asylsuchende den Definitionen des Asylgesetzes entsprechen, plädierte Arbenz,
inzwischen Direktor des Bundesamtes für Flüchtlinge (BFF), weiterhin für eine
ganzheitliche Migrationspolitik. Damit schien er nun zunehmend auf Verständnis zu
stossen. Selbst eine seiner heftigsten Widersacherinnen der Vergangenheit, die
"Bewegung für eine offene, demokratische und solidarische Schweiz (BODS)"
unterbreitete Vorschläge für eine integrierte Aussen-, Asyl- und Einwanderungspolitik,
die in weiten Teilen dent Vorstellungen von Arbenz entsprechen. Im Parlament wurde
der Gedanke von Ständerätin Simmen (cvp, SO) aufgenommen, welche den Bundesrat
mit einer Motion aufforderte, rasch ein Migrationsgesetz auszuarbeiten, welches eine
ausgeglichene Wanderungsbilanz nach Kriterien gewährleistet, die humanitären
Gesichtspunkten ebenso Rechnung tragen wie wirtschaftlichen und politischen. Mit
dem Argument der notwendigen, aber noch ausstehenden internationalen Koordination
in diesem Bereich beantragte der Bundesrat Umwandlung in ein Postulat, doch hielt der
Ständerat an der verbindlichen Form fest. 74
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Die Befürchtung, dass die Schweiz nach einem Beitritt zum Europäischen
Wirtschaftsraum durch eine Flut von Stellensuchenden aus den EWR-Staaten
überschwemmt werden könnte, war ein wichtiges Element im Abstimmungskampf der
EWR-Gegner. Der Bundesrat und die Mehrheit des Parlaments versicherten
demgegenüber, Überfremdungsängste seien nicht gerechtfertigt, da die Erfahrungen
innerhalb der EG gezeigt hätten, dass kaum unerwünschte Wanderungen aus den
ärmeren in die reicheren Länder stattgefunden haben, und die Schweiz zudem
aufgrund anderer Faktoren (lange Arbeitszeiten, hohe Wohnungsmieten) für EWR-
Staatsangehörige gar nicht so attraktiv sein dürfte. Bei den Verhandlungen mit der EG
hatte die Schweiz überdies erreicht, dass ihr eine Übergangsfrist von fünf Jahren zur
schrittweisen Lockerung ihrer Ausländerpolitik gewährt wurde. Für den Fall eines
massiven Zustroms von ausländischen Arbeitskräften erhielt die Schweiz ausserdem
eine Schutzklausel eingeräumt, welche ihr auch nach der Übergangszeit temporäre
Beschränkungen erlaubt hätte. Studien des EVD und des Bundesamtes für Statistik (BFS)
belegten überdies, dass sich die Freizügigkeit des Personenverkehrs mehr – und zwar
ökonomisch positiv – auf die Zusammensetzung denn auf den Umfang der
Einwanderung auswirken würde und die Schweiz so oder so bis ins dritte Jahrtausend
ein Einwanderungsland bleiben wird, was wegen der steigenden Überalterung der
einheimischen Bevölkerung auch durchaus wünschenswert sei. 75

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.08.1992
MARIANNE BENTELI

Nachdem Bundesrat Koller am Abstimmungsabend vom 25. Juni angesichts der
Ablehnung der Lockerung der "Lex Friedrich" bekannt hatte, die Schweiz habe
offensichtlich ein Ausländerproblem, trafen sich im Sommer Vertreter und
Vertreterinnen der Bundes- und Kantonalbehörden, der Parteien und Hilfswerke in
Bern zu einer Migrationskonferenz, um neue Wege in der Ausländer- und Asylpolitik
aufzuzeigen. An dieser Tagung sprach sich Koller dafür aus, dass die Ausländerpolitik
fürs Volk verständlicher formuliert werden müsse und auch längerfristigen
Entwicklungen Rechnung zu tragen habe. Nur so könne verhindert werden, dass die
Einwanderungspolitik zur "Schicksalsfrage" wird, welche die Schweiz über Jahre hinaus
in der Innen- und Aussenpolitik blockieren könnte. Koller räumte ein, dass die bisherige
Ausländerpolitik zu stark auf die Bedürfnisse der Wirtschaft ausgerichtet gewesen sei
und gesellschaftspolitische Nebenwirkungen nicht genügend beachtet habe. Doch auch
die künftige Migrationspolitik wird nach den Vorstellungen des Justizministers die
Ansprüche von Industrie und Gewerbe zu berücksichtigen haben; zu ihren
Grundpfeilern gehöre aber in gleichem Masse die Wahrung der inneren und äusseren
Sicherheit, die Einhaltung der humanitären Verpflichtungen und das Gebot der
internationalen Solidarität. Besondere Bedeutung mass Koller der Zusammenarbeit
über die Landesgrenzen hinweg zu, da die Schweiz immer weniger in der Lage sein
werde, die Migrationsprobleme im Alleingang zu lösen. 76
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Politbeobachter waren sich einig, dass die Asyl- und Ausländerpolitik ein Hauptthema
im Wahlkampf 2003 sein wird. Das (und die gleichzeitig anstehende Revision von
Ausländer- und Asylrecht) veranlasste alle Bundesratsparteien, sich mit
Positionspapieren zu Wort zu melden, wobei zum Teil vom bisherigen ideellen
Gedankengut der Partei abgewichen wurde, um Forderungen nach einer restriktiveren
Ausländer- und Asylpolitik nicht kampflos der SVP zu überlassen. Als erste der
Bundesratsparteien legte die Geschäftsleitung der SP ihr neues Konzept für die künftige
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Migrationspolitik der Schweiz vor. Das unter der Federführung von Nationalrätin Aeppli
(ZH) entstandene Papier sorgte in der Partei zum Teil für hitzige Diskussionen, wurde
darin doch eine Abkehr von der bisherigen SP-Haltung postuliert, wonach alle
Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz zugelassen werden sollen, die hier Arbeit
finden. Aeppli begründete die Neuausrichtung mit der Angst vieler Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer vor ausländischer Konkurrenz. Jenen Parteimitgliedern, die
Zulassungsbegrenzungen als Tabubruch empfinden, entgegnete sie, wichtiger als neue
Arbeitskräfte ins Land zu holen, sei es, die Chancen der hier lebenden zu verbessern.
Eine Diskriminierung bei der Zulassung müsse mittelfristig in Kauf genommen werden,
dafür sei aber die Gleichbehandlung aller Zugelassenen zu garantieren, etwa was den
Familiennachzug betrifft, die Berufsbildung oder die Arbeitsbedingungen. Das Papier
wurde von der Delegiertenversammlung gegen die Opposition der beiden
Nationalrätinnen Vermot (BE) und Garbani (NE) angenommen. 77

Die Unterstützungskomitees für die auf 70 000 bis 300 000 geschätzten Sans-Papiers
(Personen, die oft schon seit Jahren ohne gültige Aufenthaltspapiere in der Schweiz
leben und arbeiten) hielten an ihrer Forderung nach einer kollektiven
Aufenthaltsregelung fest, signalisierten aber Bereitschaft, diese nicht allen Betroffenen
automatisch zu gewähren, sondern an bestimmte  Kriterien zu knüpfen. Da die
individuelle Härtefallprüfung keine echte Perspektive sei und weder von den
Papierlosen noch von den Kantonen wirklich genutzt werde, sollte der Aufenthalt all
jener Personen kollektiv regularisiert werden, die seit längerer Zeit in der Schweiz
leben, in einem sozialen Netz integriert sind und sich keiner schwer wiegenden Straftat
schuldig gemacht haben. Für eine schnelle und möglichst unbürokratische Legalisierung
sprach sich auch die Gewerkschaft GBI aus. Nach ihren Vorstellungen sollten alle Sans-
Papiers, die seit mindestens einem Jahr in der Schweiz leben und einen
Arbeitsnachweis sowie eine Wohnadresse vorweisen können, vorerst einmal eine
Jahresbewilligung erhalten. Bis Ende Oktober wurden den Bundesbehörden von den
Kantonen 212 Dossiers, 590 Personen betreffend, eingereicht; 346 Personen erhielten
eine provisorische Aufenthaltsbewilligung. Mitte Dezember trafen sich in Bern
Vertreter von Kantons- und Bundesbehörden mit den Unterstützungskomitees der
Papierlosen und den Gewerkschaften zu einem runden Tisch, an dem keine Lösung des
Problems gefunden werden konnte, wo aber zumindest Einverständnis herrschte, den
Dialog weiter zu führen. 78
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En août, l’annonce par l’OFS du passage de la barre des huit millions d’habitants en
Suisse a remis au centre du débat la politique envers les étrangers. Les médias ont
rappelé les solutions proposées par les partis politiques pour limiter la croissance.
Parmi les solutions discutées, on retrouve l’initiative contre l’immigration de masse de
l’UDC, les tours de vis dans le domaine des naturalisations pour le PDC, les restrictions
du droit au regroupement familial pour le PLR ou encore la limitation de l’immigration
pour les initiants d’Ecopop. 79
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Ausgangspunkt einer hitzigen medialen Diskussion um die frühkindliche Förderung war
ein Artikel von SVP-Bildungspolitikerin Verena Herzog (svp, TG) in der SVP-Zeitung
«Klartext», in welcher sie argumentierte, dass «eine verfehlte Zuwanderungspolitik
durch staatlich verordnete Krippenerziehung wettgemacht werden» solle. Stein des
Anstosses war dann ihre Aussage, in welcher sie Kinder in Krippen mit Verdingkindern
verglich, die zwecks besserer Erziehung weggegeben wurden. Der Staat solle sich
hierbei in grösserer Zurückhaltung üben – damals wie heute, so Herzog. 
Vertreter und Vertreterinnen von Betreuungsorganisationen sowie vom Verein
Fremdplatziert kritisierten den Vergleich vehement.
Die Aussage Herzogs liess sich in den Kontext der Debatten in Bundesbern über die
frühkindliche Förderung einordnen. So wurde entschieden, dass neue Kita-Plätze
weiterhin subventioniert werden und dass steuerpolitisch jene Eltern finanziell
entlastet werden, die ihren Nachwuchs fremdbetreuen lassen (BRG 18.050). Herzog
störte sich auch an den Bestrebungen, die Frühförderung der null- bis vierjährigen
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Kinder auszubauen. In der zuständigen Bildungskommission hätte ihr niemand
beantworten können, was mit jenen Eltern passiere, die ihre Kinder nicht in die
Frühförderung schicken wollten. Der Kindergartenbesuch sei auch freiwillig gewesen
und dann obligatorisch geworden. Dasselbe wäre für die Frühförderung fatal, so
Herzog. 
Praktisch zur selben Zeit berichteten die deutschsprachigen Medien
bezeichnenderweise über die Bemühungen einiger Kantone und Städte, die sprachliche
Frühförderung von Kindern nichtdeutscher Muttersprache zu stärken. Viele Kinder
sprächen zu Hause kein oder kaum Deutsch und seien daher komplett überfordert,
wenn sie in die erste Klasse einträten. In einem Interview äusserte sich auch Dagmar
Rösler, Präsidentin des Dachverbandes der Schweizer Lehrerinnen und Lehrer. Sie
forderte ein schweizweites Obligatorium für eine Frühförderung analog dem Basler
Modell. In diesem Modell «Frühe Deutschförderung» werden eineinhalb Jahre vor dem
Kindergarteneintritt die Deutschkenntnisse fremdsprachiger Kinder ermittelt. Wenn
diese nicht genügen, müssen die Kinder an mindestens zwei halben Tagen pro Woche
eine Spielgruppe oder ein Tagesheim besuchen. In der Folge forderte Christoph
Eymann (lpd, BS), Nationalrat und Präsident der SKOS, in einer zu Beginn von
Nationalrätin Herzog bekämpften und schliesslich überwiesenen Motion, dass der
Bundesrat prüfe und Bericht erstatte, wie die frühe Sprachförderung vor Eintritt in den
Kindergarten mithilfe des Bundes im ganzen Land umgesetzt werden könne.
Ins gleiche Horn blies im Übrigen auch ein Bericht des Schweizerischen
Wissenschaftsrates, der dringenden Handlungsbedarf bei der frühkindlichen Förderung
sah. Gemäss den Medien sei ein schweizweites Obligatorium der sprachlichen
Frühförderung jedoch derzeit nicht realistisch, weil die Frühförderung in der
Kompetenz der Kantone liege. 80

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Sport verbindet, und zwar im Jahr der Olympischen Winterspiele in Sotschi die
Rätoromanen mit dem Rest der Welt. Die beachtlichen Leistungen der Athletinnen und
Athleten rätoromanischer Muttersprache, allen voran Doppel-Goldmedalliengewinner
Dario Cologna, gefolgt von Kombinationssieger Sandro Viletta und den beiden
Silbermedaillengewinnern Selina Gasparin und Nevin Galmarini, fanden auf
internationaler Plattform nicht nur die verdiente sportliche Anerkennung, sondern
förderten darüber hinaus breites Interesse an der rätoromanischen Sprache und Kultur
zu Tage. Urs Gadruvi, Generalsekretär der Lia Rumantscha, berichtete von
Mitarbeitenden der Radiotelevisiun Svizra Rumantscha (RTR), die mehr damit
beschäftigt waren, Interviews zu ihrer Herkunft zu geben als selber Interviews zu
führen. 81
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